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Satzung uUber die Abwasserbeseitigung in der Stadt Wuppertal vom 16.12.2008

Auf Grund der 88 7, 8, 9, 41 |, 76 der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023),
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV NRW S. 514), des § 18 a des Geset-
zes zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) in der Neufassung der Bekanntmachung vom
19. August 2002 (BGBI. | S. 3245), zuletzt geédndert durch Gesetz vom 10. Mai 2007 (BGBI. |
S. 666) und der 88 51, 53, 161 a des Wassergesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen
(LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV NRW S. 926/SGV NRW
77), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 11. Dezember 2007 (GV NRW S. 708) hat der Rat
der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 15.12.2008 folgende Satzung beschlossen:
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Anlage (Grenzwerte gemal § 6 Abs. 4)

§1
Allgemeines

(1) Die Stadt hat die Pflicht, das auf inrem Gebiet anfallende Abwasser zu beseitigen und die
dazu notwendigen Abwasseranlagen zu betreiben (8 53 Abs. 1 LWG NRW). Die Abwasser-
beseitigungspflicht der Stadt umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Ver-
sickern und Verrieseln des im Stadtgebiet anfallenden Abwassers sowie die Ubergabe des
Abwassers an den zustandigen Wasserverband.

(2) Zu diesem Zweck stellt die Stadt die erforderlichen Anlagen als 6ffentliche Einrichtung zur
Verfigung (6ffentliche Abwasseranlagen). Die 6ffentlichen Abwasseranlagen bilden eine
rechtliche und wirtschaftliche Einheit.

(3) Die Stadt kann sich zur Wahrnehmung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht auch der 6ffent-
lichen Abwasseranlagen bedienen, die auf dem Gebiet von Nachbarstadten betrieben wer-
den. Die Stadt kann sich zur Erfullung von Aufgaben nach dieser Satzung Dritter bedienen.
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(4) Zu den offentlichen Abwasseranlagen im Sinne dieser Satzung gehéren alle von der
Stadt oder in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln,
Einleiten, Versickern und Verrieseln von Abwasser sowie der Verwertung und Beseitigung
der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Ruckstande dienen. Dies sind

Kandle fur Schmutzwasser und fir Niederschlagswasser (Trennsystem) sowie zur Auf-
nahme beider Abwasserarten (Mischsystem),

alle technischen Nebenanlagen und Betriebseinrichtungen fiir die Abwasserbeseiti-
gung,

Druckrohrleitungen und Vakuumleitungen,

zentrale Versickerungsanlagen fur Niederschlagswasser,

Regentberlaufbecken, Regenriickhaltebecken und Regenklarbecken,
Regeniberlaufe,

Graben und kanalisierte Wasserlaufe, die von der Stadt unterhalten werden, soweit sie
Bestandteil eines Abwassernetzes sind und zur Ableitung von Niederschlagswasser
aus angeschlossenen Grundstiicken dienen,

Fahrzeuge, mit denen Gruben und Grundstiicksklaranlagen entleert werden und mit
denen die Anlageninhalte zu einer Abschlagstelle transportiert werden (rollender Ka-
nal),

Abschlagstellen, an denen das Abwasser und der Klarschlamm aus Gruben und
Grundstucksklaranlagen in die 6ffentlichen Kandle fir Schmutzwasser eingeleitet wird,
Anlagen und Einrichtungen, die von Dritten hergestellt und unterhalten werden, wenn
sich die Stadt zur Grundsticksentwéasserung dieser Anlagen und Einrichtungen be-
dient.

(5) Art, Lage und Umfang der 6ffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt inrer Her-
stellung, Erweiterung, Erneuerung, Anderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die
Stadt im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.

(6) Zu den offentlichen Abwasseranlagen gehdren nicht die Anschlussleitungen und die
Grundsticksentwasserungsanlagen.

§2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:

1. Abwasser:
Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser i.S. des § 51 Abs. 1 LWG NRW.

2. Nicht hausliches Abwasser:

Das durch den Gebrauch veranderte, insbesondere verunreinigte Wasser sowie das durch
Rohstoffe, Zwischen- und Endprodukte verschmutzte Niederschlagswasser aus gewerbli-
chen und industriellen Betrieben oder vergleichbaren 6ffentlichen Einrichtungen.

3. Mischsystem:
Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und
fortgeleitet.

4. Trennsystem:
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und fort-
geleitet.

5. Anschlussleitungen:
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Die Leitungen (Freigefalleanschluss oder Druckrohranschluss) von der 6ffentlichen Abwas-
seranlage bis zur Grundstiicksgrenze.

6. Grundsticksentwéasserungsanlagen:

Alle Anlagen auf dem Grundstiick, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prifung, Ruckhaltung
und Ableitung des Abwassers auf dem Grundstiick dienen (z. B. Hebeanlagen, Pumpstatio-
nen, Grundsticksentwasserungsleitungen, Gruben und Grundsticksklaranlagen) bis zur
Abgabe des Abwassers in die 6ffentlichen Abwasseranlagen.

7. Gruben:
Abflusslose Gruben, in denen das auf dem Grundstiick anfallende Schmutzwasser gesam-
melt wird (Sammelgrube).

8. Grundstucksklaranlagen:
Anlagen (Mehrkammergrube, Mehrkammerausfaulgrube, vollbiologische Kleinklaranlage) zur
Behandlung des auf dem Grundstiick anfallenden Schmutzwassers.

9. Eigentiimer:
Eigentimer ist die Person, die als Eigentimer oder Eigentiimerin eines Grundstiicks im
Grundbuch eingetragen ist.

10. Grundstuck:

Jeder, unabhéngig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und
ohne Ricksicht auf die Grundstiicksbezeichnung zusammenhéangende Grundbesitz, der eine
selbsténdige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstiick mehrere bau-
liche Anlagen, so kann die Stadt fur jede dieser Anlagen die Anwendung der fur Grundstticke
mafgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.

11. Indirekteinleiter:
Indirekteinleiter ist derjenige, der Abwasser in die Offentliche Abwasseranlage einleitet oder
hineingelangen lasst.

83
Anschlussrecht

Jeder Eigentimer und jede Eigentiimerin eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstiicks
ist vorbehaltlich der Einschréankungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den An-
schluss seines/ihres Grundstlicks an die bestehenden 6ffentlichen Abwasseranlagen zu
verlangen (Anschlussrecht).

§4
Umfang und Begrenzung des Anschlussrechts

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstiicke, die unmittelbar an eine
Stral3e grenzen, in der die 6ffentlichen Abwasseranlagen bereits betriebsfahig verlegt sind.
Im Einzelfall kann das Anschlussrecht durch Satzung ausgeschlossen werden. Dariiber
hinaus kann die Stadt unbeschadet des Satzes 1 das Anschlussrecht vertraglich einraumen,
wenn hierdurch das 6ffentliche Wohl nicht beeintrachtigt wird. Die Herstellung neuer oder die
Anderung bestehender 6ffentlicher Abwasseranlagen kann nicht verlangt werden.

(2) Das Anschlussrecht von Eigentiimern, die auf ihrem Grundsttick rechtmaRig eine Grube
oder Grundstlcksklaranlage betreiben, umfasst die Entsorgung der Grube oder Grund-
stiicksklaranlage durch die Stadt. Satz 1 gilt nicht, soweit ein Anschlussrecht nach Abs. 1
besteht.
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(3) Es besteht kein Anschlussrecht fur Grundstticke, wenn die Stadt nicht abwasserbeseiti-
gungspflichtig ist oder nach § 53 Abs. 4 LWG von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung frei-
gestellt ist.

(4) Soweit die offentlichen Abwasseranlagen an die 6ffentlichen Abwasseranlagen auf dem
Gebiet einer Nachbarstadt anschlie3en und das Abwasser dorthin abgefuhrt wird oder bei
einem unmittelbaren Anschluss an die 6ffentlichen Abwasseranlagen einer Nachbarstadt,
bedarf das Anschlussrecht der Genehmigung der Stadt. Grundsatzlich besteht ein Anspruch
auf Erteilung der Genehmigung. Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen - insbe-
sondere mit Auflagen, Bedingungen oder Widerrufsvorbehalt - verbunden werden.

8§85
Benutzungsrecht

(1) Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Eigentimer oder die
Eigentiimerin vorbehaltlich der Einschrédnkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der
technischen Bestimmungen fir den Bau und den Betrieb der Grundstiicksentwésserungs-
anlagen das Recht, das auf seinem Grundstiick anfallende Abwasser in die 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen einzuleiten (Benutzungsrecht).

(2) Nach betriebsfertiger Herstellung der Grube oder der Grundstiicksklaranlage hat der Ei-
gentimer oder die Eigentiimerin nach Mal3gabe dieser Satzung das Recht, den Anlagenin-
halt der Gruben oder Grundstiicksklaranlagen der Stadt zu tiberlassen.

§6
Umfang und Begrenzung des Benutzungsrechts

(1) Es besteht kein Benutzungsrecht, wenn die Stadt nicht abwasserbeseitigungspflichtig ist
oder nach 8 53 Abs. 4 LWG von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung freigestellt ist.

(2) In die offentlichen Abwasseranlagen darf solches Abwasser nicht eingeleitet bzw. zur
Entsorgung tberlassen werden, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe geeignet ist,

1. die offentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere Leben und Gesundheit, zu
gefahrden oder

2. das in den offentlichen Abwasseranlagen beschéftige Personal zu gefahrden oder ge-
sundheitlich zu beineintrachtigen,

3. die Abwasseranlagen in ihrem Bestand anzugreifen oder ihre Funktionsfahigkeit oder
Unterhaltung zu gefahrden, zu erschweren oder zu behindern oder

4.  den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich zu erschweren oder zu verteuern oder

5.  die Vorfluter Uber das zulassige Maf hinaus zu belasten oder sonst nachteilig zu
verandern oder

6. die Klarschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung zu beeintrachtigen oder

7 die Funktion der Abwasseranlage so erheblich zu stéren, dass dadurch die Anforderun-
gen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden kdnnen oder

8. die bei der Entleerung und Abfuhr eingesetzten Gerate und Fahrzeuge in ihrer Funk-
tion zu beeintrachtigen, zu beschadigen oder zu zerstéren sowie das mit der Entlee-
rung beschaftigte Personal zu gefahrden oder gesundheitlich zu beeintrachtigen oder
das aufgrund seiner Menge von den 6ffentlichen Abwasseranlagen nicht aufgenom-
men werden kann.

(3) In die 6ffentlichen Abwasseranlagen dirfen insbesondere nicht eingeleitet bzw. zur Ent-
sorgung Uberlassen werden:

Stadtbote Nr. 11
Seite 5



Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen flhren
konnen z. B.
Asche, Mull, Textilien, Pappe, grobes Papier, Kunststoffe, Glas, Kunstharze,
Schlacke, Latices, Kieselgur,
Kalk, Zement und andere Baustoffe, Schutt, Kies,
Abfélle aus Tierhaltungen, nahrungsmittelverarbeitenden Betrieben und Schlacht-
abfalle,
Schlamm,

Abwasser und Schlamme aus Anlagen zur 6rtlichen Abwasserbeseitigung, insbeson-
dere aus Kleinklaranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschachten, Schlammfangen
und gewerblichen Sammelbehaltern, soweit sie nicht in eine fiir diesen Zweck vorgese-
hene Abschlagstelle eingeleitet werden;

Schlamme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen
Abwasserbehandlungsanlagen,

Abwasser und sonstige Stoffe aus Infektionsabteilungen und septischen Bereichen von
Krankenhausern oder @hnlichen Einrichtungen sowie solche aus anderen Bereichen
mit hoher Infektionsgefahr, etwa Laboratorien oder Tierversuchsanstalten, die einen
erhdhten Anteil an infektiosen Keimen aufweisen,

Sickerwasser und sonstige Stoffe aus Deponien,

Abwasser und Wasser, das insbesondere zum Zwecke der Warmeentlastung abgege-
ben wird, z. B. Kiihlwasser,

belastetes Abwasser oder Dampf aus Dampfleitungen, -kesseln oder Uberlaufleitungen
von Heizungsanlagen,

belastetes Loschwasser,

Stoffe, die giftig, feuergefahrlich, explosiv, fett- oder élhaltig oder seuchenverdéchtig
sind, sowie solche, die Ubelriechende oder explosive DaAmpfe oder Gase bilden oder
sonst schadlich sind, z. B
Sauren und Laugen,
Benzin, Heizol, Schmierole, tierische und pflanzliche Ole und Fette,
Blut, Molke,
Jauche, Glille, Mist, Silagewasser,
Kaltreiniger und sonstige Reinigungsmittel, welche die Olabscheidung verhindern,
Emulsionen von Mineral6lprodukten, z. B. von Schneid-, und Bohrdlen, Bitumen
und Teer,
Karbide, die Acetylen bilden, spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe, z. B.
Natriumsulfid, Eisen-1l-Sulfat, in Konzentrationen, die anaerobe Verhaltnisse in
der Abwasseranlagen eintreten lassen,
radioaktive Stoffe, welche die Freigrenzen des Strahlenschutzrechts Uberschrei-
ten.

10. Abwasser, welches Problemstoffe oder -chemikalien enthéalt, z. B. Pflanzenschutz- oder

Holzschutzmittel, Lésungsmittel (z. B. Farbverdiinner), Medikamente, sonstige phar-
mazeutische Produkte oder Beizmittel.

(4) Nicht hausliches Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die in der Anlage festge-
legten Grenzwerte nicht Uberschritten sind. Die Anlage ist Bestandteil der Satzung. Die
Grenzwerte gelten fir den Ort des Anfalles des Abwassers vor Vermischung mit den ande-
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ren Teilstromen. Soweit nach Vorschriften auf3erhalb dieser Satzung andere Grenzwerte
einzuhalten sind, bleiben diese unberuhrt.

(5) Die Stadt ist berechtigt, von jedem Eigentiimer oder jeder Eigentimerin den Nachweis zu
verlangen, dass seine/ihre Abwasser nicht nach den Abséatzen 2 und 3 verboten sind und sie
die Grenzwerte der Anlage zur Satzung einhalten.

(6) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten (Volumenstrom und/oder Konzentration)
festlegen. Sie kann das Benutzungsrecht davon abhangig machen, dass auf dem Grund-
stiick eine Vorbehandlung oder eine Riuckhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers
erfolgt. Betriebe, Haushaltungen und sonstige Anfallstellen, in denen Benzin, Ole, sonstige
Leichtflussigkeiten, Fette oder Starke ins Abwasser gelangen kénnen, haben nach Anwei-
sung der Stadt Anlagen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser zu betreiben (Ab-
scheider). Art und Einbau der Abscheider bestimmt die Stadt.

(7) Der Einbau von Abfallzerkleinerern zur Abschlammung von festen organischen und anor-
ganischen Stoffen in die 6ffentlichen Abwasseranlagen ist unzuléassig. Zerkleinerungsgerate,
die den Druckpumpen fiur Druckrohrgrundstiicksentwasserungsleitungen vorgeschaltet wer-

den mussen, sind von diesem Verbot ausgenommen.

(8) Quell- und Drainagewasser darf nur in Regenwasserkanéle eingeleitet werden, bei denen
das gesammelte Niederschlagswasser auch im weiteren Verlauf unbehandelt in Gewéasser
eingeleitet werden darf. In das Mischsystem darf grundsétzlich kein Quell- und Drainage-
wasser eingeleitet werden.

(9) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforde-
rungen der Absatze 2, 3 und 4 erteilen, wenn die Unbedenklichkeit fir die 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen, die Umwelt und Gewéasser sowie fir das in den offentlichen Abwasseranla-
gen arbeitende Personal vom Einleiter nachgewiesen worden ist. AuBerdem kann die Stadt
auf Antrag zulassen, dass Grund-, Drain- und Kiihlwasser den offentlichen Abwasseranlagen
zugefuhrt wird. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von der Stadt verlangten Nach-
weise beizufligen. Die Befreiung ist widerruflich und kann mit Nebenbestimmungen versehen
werden. Insbesondere kann sie von einer geeigneten Vorbehandlung, z. B. dem Einbau von
Abwasserbehandlungsanlagen abh&ngig gemacht werden.

8§87
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Der Anschluss- und Benutzungszwang beginnt, sobald erstmals Abwasser auf dem
Grundstuck anfallt.

(2) Jeder Eigentimer oder jede Eigentimerin eines bebauten und/oder versiegelten Grund-
stiicks ist im Rahmen seines/ihres Anschluss- und Benutzungsrechtes (88 3 bis 6) verpflich-
tet, sein/ihr Grundsttick an die 6ffentlichen Abwasseranlagen anzuschlie3en und ausschliel3-
lich diese zu benutzen (Anschluss- und Benutzungszwang).

(3) Bei Gruben und Grundstiicksklaranlagen gilt, dass jeder anschlussberechtigte Eigenti-
mer und jede anschlussberechtigte Eigentiimerin verpflichtet ist, den Anlageninhalt aus-
schlieR3lich durch die Stadt entsorgen zu lassen und diesen der Stadt zu tberlassen (An-
schluss- und Benutzungszwang).

(4) In den im Trennsystem entwasserten Bereichen sind das Schmutz- und das Nieder-
schlagswasser nur den jeweils dafiir bestimmten Anlagen zuzufiihren.
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(5) Werden an 6ffentlichen Stral3en und Platzen, die noch nicht mit 6ffentlichen Abwasser-
anlagen ausgestattet sind, aber spater damit versehen werden sollen, Neubauten errichtet
oder Versiegelungen von Grundstticksflichen vorgenommen, so sind auf Verlangen der
Stadt alle Einrichtungen auf dem Grundsttick fir den spateren Anschluss vorzubereiten; das
gleiche gilt, wenn auf dem Grundstiick vorhandene Abwassereinrichtungen wesentlich gean-
dert oder neu angelegt werden sollen.

(6) Wird die offentliche Abwasseranlage erst nach Errichtung eines Bauwerks oder der Ver-
siegelung einer Flache auf einem angrenzenden Grundstlick hergestellt, so bestimmt die
Stadt, bis zu welchem Zeitpunkt anzuschlieRen ist.

(7) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch fur das in landwirtschaftlichen Betrieben
anfallende hausliche Abwasser.

§8
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Fur das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser kann auf Antrag Befreiung
von den Verpflichtungen nach 8§ 7 Abs. 7 ganz oder teilweise erteilt werden, sofern dieses im
Rahmen der pflanzenbedarfsgerechten Diingung auf landwirtschaftlich, forstwirtschatftlich
oder gartnerisch genutzte Béden ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit im
Einklang mit den wasserrechtlichen, abfallrechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Be-
stimmungen aufgebracht werden kann (8 51 Abs. 2 Satz | Landeswassergesetz NRW). Das
Vorliegen dieser Voraussetzungen hat der Eigentimer oder die Eigentiimerin der Stadt
nachzuweisen.

(2) Der Eigentimer oder die Eigentiimerin kann auf Antrag ganz oder teilweise vom An-
schluss- und Benutzungszwang fiir Niederschlagswasser befreit werden, wenn fir die Her-
stellung der Grundstucksentwéasserungsanlagen, die fir den jeweiligen Anschluss notwendig
sind, ein unverhaltnismafig hoher Aufwand erforderlich wirde, der nicht zumutbar ist.

(3) Antrage auf Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang sind schriftlich zu stellen.
Befreiungen kdnnen mit Nebenbestimmungen versehen werden. Sie sind widerruflich.

§9
Herstellung und Unterhaltung von Anschlussleitungen und
Grundsticksentwasserungsleitungen

(1) Jedes anzuschliel3ende Grundstlck soll unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung
und ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstticken an die 6ffentlichen
Abwasseranlagen anschliel3en. In Gebieten mit Mischsystem ist fir jedes Grundstiick eine
Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung fir Schmutz- und fur
Niederschlagswasser herzustellen. Auf Antrag kbnnen weitere Anschlussleitungen verlegt
werden.

(2) Wird ein Grundstick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige Grundstlicke ge-
teilt, so gilt Absatz 1 fur jedes der neu entstehenden Grundstiicke.

(3) Lage, Fuhrung, lichte Weite und technische Ausfiihrung der Anschlussleitung sowie die
Anordnung des Prifschachtes bestimmt die Stadt.

(4) Die Herstellung, Erneuerung, Veranderung, Beseitigung und Unterhaltung (vgl. 8 10 KAG
NRW) der Anschlussleitung sowie deren Verbindung mit der Grundstiicksentwasserungslei-
tung auf dem Grundstiick erfolgen durch die Stadt.

Stadtbote Nr. 11
Seite 8



(5) Dem Eigentiimer oder der Eigentiimerin obliegt im Ubrigen die betriebliche Unterhaltung
insbesondere die Reinigung, Inspektion und Beseitigung von Verstopfungen innerhalb der
Anschlussleitung.

(6) Herstellung, Unterhaltung, Instandsetzung, Reinigung, Erneuerung, sonstige Verande-
rungen der Grundstiicksentwéasserungsanlagen auf dem anzuschlieenden bzw. ange-
schlossenen Grundsttick obliegen dem Eigentiimer oder der Eigentiimerin. Die Grund-
stiicksentwéasserungsleitung ist vom Eigentiimer oder der Eigentimerin vor Herstellung der
Anschlussleitung bis zur Grundstiicksgrenze so vorzuziehen, dass sie mit der Anschlusslei-
tung im StraRenraum ordnungsgemar verbunden werden kann.

(7) Der Eigentumer oder die Eigentiimerin hat geeignete Inspektionséffnungen und notwen-
dige Ruckstausicherungen einzubauen, die jederzeit zuganglich sein mussen.

(8) Besteht fur die Ableitung des Abwassers kein nattirliches Gefalle zur 6ffentlichen Abwas-
seranlage, so kann die Stadt von dem Eigentiimer oder der Eigentimerin zur ordnungsge-
maRen Entwasserung des Grundsticks den Einbau und den Betrieb einer Pumpen- oder
Hebeanlage verlangen.

(9) Die Stadt kann auf Antrag gestatten, dass zwei oder mehrere Grundstticke durch eine
gemeinsame Anschlussleitung entwassert werden. Vor der Zulassung sollen Lage und Nut-
zung der gemeinsamen Grundstiicksentwéasserungsanlagen durch Grunddienstbarkeit gesi-
chert sein. Die selbstdndige Entwéasserung innerhalb der durch Gebaudeabschlusswande
voneinander getrennten Hauseinheiten ist moglichst weitgehend durchzufihren.

(10) Der Anschluss eines Grundstiickes an die offentlichen Abwasseranlagen tber ein
Fremdgrundstick ist nur zuléassig, wenn fur das anzuschlieRende Grundsttick zur Sicherung
des Ableitungsrechtes die Eintragung einer Grunddienstbarkeit erfolgt ist. Dies gilt auch,
wenn das anzuschlieRende (herrschende) und das dienende Grundstiick im selben Eigen-
tum stehen.

(11) Gegen den Rickstau des Abwassers aus den oOffentlichen Abwasseranlagen in die an-
geschlossenen Grundstiicke hat sich jeder Eigentiimer oder jede Eigentiimerin selbst zu
schitzen. Als HOhe der Rickstauebene wird die Straf3en- oder Gelandeoberkante Uber der
Anschlussstelle der Anschlussleitung an die 6ffentlichen Abwasseranlagen festgesetzt. Aus
Schaden, die durch Rickstau entstehen, kdnnen keine Ersatzanspriche gegen die Stadt
hergeleitet werden.

(12) Der Eigentumer oder die Eigentiimerin ist beim Abbruch eines an die 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen angeschlossenen Gebaudes zum dauerhaften Verschluss der Anschlusslei-
tung an der Grundstlicksgrenze oder zu deren ordnungsgemafer Entfernung verpflichtet.
Die Entfernung der Anschlussleitung erfolgt auf Antrag des Eigentiimers oder der Eigentu-
merin durch die Stadt. Der Antrag ist rechtzeitig vor dem Abbruch zu stellen. Unterlasst der
Eigentimer oder die Eigentimerin schuldhaft den rechtzeitigen Antrag oder sorgt er nicht fir
einen dauerhaften Verschluss der Anschlussleitung, haftet er fiir den dadurch entstehenden
Schaden.

§10
Ausfuhrung, Betrieb und Unterhaltung der Gruben und Grundsticksklaranlagen

(1) Gruben und Grundstticksklaranlagen sind nach den gemafr § 18b Wasserhaushaltsge-
setz, § 57 und § 61a Abs. 1 Landeswassergesetz NRW jeweils in Betracht kommenden Re-
geln der Technik zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten.
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a) Sammelgruben missen einen Mindeststauraum haben, der bestimmt wird nach

- der Zahl der anzuschlieBenden Einwohner, errechnet aus der Zahl der angeschlosse-
nen Wohneinheiten und bei anderen baulichen Anlagen aus der aquivalenten Zahl der
Einwohner gemafd DIN 4261 Teil 1, Nr. 4,

- dem spezifischen taglichen Wasserverbrauch eines Anwohners von 0,15 m3/d sowie
einem Entleerungszeitraum von 30 Tagen.

Die Stadt kann hiervon abweichend in begriindeten Einzelfallen einen geringeren Mindest-
stauraum gestatten. Die Gestattung ist widerruflich und kann mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden.

b) Bei Grundstiicksklaranlagen ist insbesondere die DIN 4261 einzuhalten.

(2) Gruben und Grundstticksklaranlagen sowie deren Zuwegung sind so zu bauen, dass die
Anlagen durch die eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge angefahren und der Inhalt ohne be-
sonderen Aufwand entsorgt werden kann. Die Anlage muss frei zuganglich und fiir den
Einstieg von Personal geeignet sein. Der Deckel muss durch eine Person zu 6ffnen sein.

(3) Der Eigentimer bzw. die Eigentiimerin hat Mangel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforde-
rung zu beseitigen und die Gruben und Grundsticksklaranlagen bzw. die Zuwegung in einen
ordnungsgemafen Zustand zu bringen.

§11
Durchfuhrung der Entsorgung der Gruben und Grundstiicksklaranlagen

(1) Eigentimer bzw. Eigentiimerinnen sind verpflichtet, die Entleerung von Gruben rechtzei-
tig bei der Stadt zu beantragen, spatestens, wenn die Grube bis auf 50 cm unter Zulauf an-
gefillt ist.

(2) Grundstucksklaranlagen werden nach der von der Stadt festgelegten Entleerungshaufig-
keit entleert. Die Stadt bestimmt die Entleerungshaufigkeit nach GroRRe, Bauart und Leis-
tungsfahigkeit der Anlage. Grundstiicksklaranlagen sind nach der Entleerung geman der
Betriebsanleitung wieder in Betrieb zu nehmen. Der Eigentiimer oder die Eigentiimerin bzw.
der Betreiber oder die Betreiberin kann bei Bedarf von der Stadt eine zusatzliche Entleerung
verlangen.

(3) Die Stadt kann dartber hinaus im Einzelfall aus besonderen Griinden die Entleerung ei-
ner Grube oder Grundstiicksklaranlage anordnen.

(4) Jede Entleerung ist vom Eigentiimer bzw. der Eigentiimerin oder dem Betreiber bzw. der
Betreiberin zu bestatigen.

(5) Der Anlageninhalt geht mit dessen Ubernahme in das Eigentum der Stadt iber. Die Stadt
ist nicht verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenstanden zu suchen oder suchen zu lassen.
Werden Wertgegensténde gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln.

§12
Anmeldung einer Grube oder Grundstucksklaranlage

Der Eigentimer bzw. die Eigentimerin hat der Stadt die Inbetriebnahme einer Grube oder
Grundstiucksklaranlage anzuzeigen. Die fur die Genehmigung einer derartigen Anlage
malRgeblichen baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberihrt.
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§13
Besondere Bestimmungen fir die Druckentwasserung

(1) Erfolgt die Ableitung von Schmutzwasser Uber ein Druckentwasserungssystem, hat der
Eigentiimer oder die Eigentiimerin eine fir die Forderung des auf seinem Grundstuck anfal-
lenden Schmutzwassers zum Hauptkanal ausreichend bemessene Druckpumpstation mit
Druckpumpe und Schneideeinrichtung nach den technischen Vorgaben der Stadt herzustel-
len und diese regelmafiig zu warten.

(2) Art, Ausfiihrung und Bemessung der Druckpumpstation sowie der Grundstiicksentwasse-
rungsleitung und der Anschlussleitung bestimmt die Stadt. Die Druckpumpstation ist nahe
der Grundstlicksgrenze und in der Regel nicht weiter als 15 m von der 6ffentlichen Abwas-
seranlage entfernt, vom Eigentimer oder der Eigentiimerin auf seinem Grundsttick anzule-
gen. Die Druckpumpstation und die Druckrohrgrundsticksentwasserungsleitung dirfen nicht
Uberbaut werden.

(3) Die Grundstiicksentwasserungsanlage darf erst in Betrieb genommen werden, nachdem
die Stadt die Einhaltung ihrer technischen Vorgaben geprtift und festgestellt hat und der In-
betriebnahme zugestimmt hat.

(4) Mangel an der Grundstiicksentwasserungsanlage auf dem Grundstiick sind der Stadt
unverzuglich anzuzeigen. Eine etwaige Anderung oder Erneuerung der Grundstiicksentwés-
serungsanlage oder von deren Teilen darf nur unter Aufsicht der Stadt durchgefiihrt werden.
Im Ubrigen finden auf MalBhahmen nach Satz 2 die Abs. 1 und 2 Anwendung.

8§14
Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Prifungs- und Betretungsrecht

(1) Der Eigentimer oder die Eigentiimerin ist verpflichtet, der Stadt auf Verlangen die fur den
Vollzug dieser Satzung erforderlichen Auskiinfte tGber Bestand und Zustand der Grund-
stucksentwéasserungsanlagen zu erteilen.

(2) Der Eigentiimer oder die Eigentumerin und die Indirekteinleiter haben die Stadt unver-
zuglich zu benachrichtigen, wenn

1. der Betrieb ihrer Grundstiicksentwasserungsanlagen durch Umstande beeintrachtigt
wird, die auf Mangel der 6ffentlichen Abwasseranlagen zurtickzufiihren sein kénnen (z.
B. Verstopfungen)

2. Stoffe in die 6ffentlichen Abwasseranlagen geraten sind oder zu geraten drohen, die den
Anforderungen nach § 6 nicht entsprechen,

3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich andert,

4. fir ein Grundstick die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes entfal-
len.

(3) Die Stadt ist zur Uberpriufung der OrdnungsmaRigkeit der Grundstiicksentwasserungs-
anlagen berechtigt. Den Bediensteten und den mit Berechtigungsnachweis versehenen Be-
auftragten der Stadt ist Zutritt zu allen Anlageteilen auf dem angeschlossenen Grundstiick zu
gewahren und Auskunft zu geben. Insbesondere mussen die Reinigungsoéffnungen, Prif-
schachte und Rickstauverschliisse jederzeit zugénglich sein. Bedienstete haben auf Verlan-
gen ihren Dienstausweis, Beauftragte ihren Berechtigungsnachweis vorzuzeigen. Die Ei-
gentimer oder Eigentimerinnen und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von
Grundsticken und Raumen zu dulden (§ 117 LWG).
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8§15
Abwasseruntersuchungen

(1) Bei der Einleitung nicht hauslichen Abwassers kann die Stadt verlangen, dass auf Kosten
des Eigentimers oder der Eigentiimerin

1. zur Messung und zur Registrierung der Abwassermengen und der Abwasserbeschaffen-
heit Gerate und Instrumente in die Grundstlcksentwasserungsanlagen eingebaut oder
an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstiick angebracht, betrieben und in ordnungs-
gemalem, betriebsfahigem Zustand erhalten werden,

2. an der Grundsticksgrenze besondere Schachte zur Entnahme von Abwasserproben und
Einrichtungen zur Aufnahme von Messstellen eingebaut oder verandert werden.

3. Soweit MalRnahmen nach Nr. 1 nicht erforderlich sind, kann die Stadt auf Kosten des
gewerblichen Einleiters bis zu 4 Proben des eingeleiteten Abwassers pro Jahr entneh-
men und untersuchen. Dies gilt auch fur andere Grundstiicke mit Abwasser, die - gleich
oder ahnlich dem Abwasser aus gewerblichen oder industriellen Betrieben - in besonde-
rem Mal3e geeignet sind, Gefahren, Beeintrachtigungen oder Erschwerungen der in § 6
Abs. 2 und 3 genannten Art hervorzurufen.

(2) Die Stadt kann im Rahmen der Einleiteriiberwachung eigenstandig auf dem Grundstiick
Messungen durchfiihren und Untersuchungen vornehmen. Die Beauftragten der Stadt sind
berechtigt, Proben zu entnehmen

1. aus den Grundsticksentwasserungsanlagen, insbesondere aus Priifschachten vor der
Anschlussleitung und an Abwasservorbehandlungsanlagen,

2. aus den sonstigen Abwasseranlagen,

3. von dem zur 6ffentlichen Abwasserbehandlungsanlage (Klarwerk) anzuliefernden Abwas-
ser, insbesondere Klarschlamm aus Behelfsentwasserungsanlagen oder

4. an anderer geeigneter Stelle auf dem Grundstlck, sofern dies zur Beurteilung der
Abwasserinhaltsstoffe erforderlich ist.

8§16
Haftung

(1) Der Eigentiimer oder die Eigentimerin haftet fir alle Schaden, die der Stadt infolge eines
mangelhaften Zustandes der Grundstiicksentwéasserungsanlagen oder ihrer satzungswidri-
gen Benutzung oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der 6ffentlichen Abwasser-
anlagen entstehen.

(2) Kommt der Eigentumer bzw. die Eigentimerin den Verpflichtungen aus dieser Satzung
nicht oder nicht ausreichend nach und ergeben sich hieraus bei der Stadt oder ihren Beauf-
tragten Mehraufwendungen, ist er/sie zum Ersatz verpflichtet.

(3) Gleichfalls hat der/die Ersatzpflichtige/Ersatzpflichtige im Falle des Abs. 1 die Stadt von
Ersatzansprtuchen Dritter freizustellen.

(4) Die Verpflichtungen der Eigentimer und Eigentiimerinnen in dieser Satzung sind auch
dazu bestimmt, Abwasseranlagen Dritter zu schitzen, die zum Weitertransport oder der Rei-
nigung der eingeleiteten Abwasser dienen.

(5) Ist das Einleiten des Abwassers wegen Betriebsstorungen oder AulRerbetriebsetzung der
offentlichen Entwasserungsanlagen nicht méglich, hat der Eigentiimer oder die Eigentiimerin
keinen Anspruch auf Schadenersatz oder Minderung der Benutzungsgebihr. Die Stadt haftet

Stadtbote Nr. 11
Seite 12



ferner nicht bei Auftreten von Mangeln und Schéden, die durch Rickstau infolge von Natur-
ereignissen wie Hochwasser, Wolkenbruch, Schneeschmelze oder durch Hemmungen im
Wasserablauf hervorgerufen werden. Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung ei-
ner Grube oder Grundstiicksklaranlage wegen hdherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig
durchgefiihrt werden, haftet die Stadt nicht; der Eigentiimer oder die Eigentiimerin hat auch
keinen Anspruch auf Ermagiigung der Benutzungsgebdihr.

(6) Im Gbrigen haftet die Stadt nach den gesetzlichen Bestimmungen.

8§17
Berechtigte und Verpflichtete

(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung fur Eigentimer und Eigentimerinnen
ergeben, gelten entsprechend fiir Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grund-
stiicks dinglich Berechtigte. § 6 ist von jedermann bei der Benutzung einer Grundstiicksent-
wasserungsanlage und der Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlagen zu beachten.

(2) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

8§18
Gebihren- und Kostenersatz

Nach Maf3gabe der gesonderten Beitrags- und Gebliihrensatzung werden folgende Abgaben
erhoben:

1. Ein Kanalanschlussbeitrag gemal 8 8 Kommunalabgabengesetz (KAG NRW) als
Gegenleistung fur den durch die Moglichkeit der Inanspruchnahme der 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen gebotenen wirtschaftlichen Vorteil;

2. Eine Abwassergebuhr (Schmutz- und Niederschlagswassergebiihr) gemaf § 6 KAG
NRW fur die Inanspruchnahme der 6ffentlichen Abwasseranlagen durch Ableitung von
Schmutz- und Niederschlagswasser oder die Entsorgung des Inhalts von Gruben und
Grundstucksklaranlagen;

3. Kostenersatz gemal3 § 10 KAG NRW fur die Herstellung, Erneuerung, Veranderung,

Beseitigung und Unterhaltung der Anschlussleitung sowie anderer zur Herstellung des
Grundstiicksanschlusses erforderlicher Bauwerke.

§19
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen
1.) 8 6 Abs. 2 Abwasser, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe oder seiner Menge nicht in die
offentlichen Abwasseranlagen eingeleitet oder zur Entsorgung Uberlassen werden darf, ein-
leitet oder zur Entsorgung Uberlasst,

2.) 8 6 Abs. 3 verbotene Stoffe oder Substanzen einleitet oder zur Entsorgung tberlasst,

3.) § 6 Abs. 4 nicht hausliches Abwasser, das die Grenzwerte gemal der Anlage zu § 6 Abs.
4 Ubersteigt, ohne besondere Genehmigung einleitet,

4.) 8 6 Abs. 5 den von der Stadt angeforderten Nachweis nicht erbringt,
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5.) 8 6 Abs. 7 Satz 1 Abfallzerkleinerer einbaut,

6.) 8 6 Abs. 8 Quell- oder Drainagewasser in Schmutzwasserkanéle oder in das Mischsys-
tem oder in Regenwasserkanéle, die im weiteren Verlauf nicht unbehandelt in Gewéasser
eingeleitet werden, einleitet, sofern keine Erlaubnis besteht,

7.) 8 7 Abs. 2 dem Anschluss- oder Benutzungszwang beztiglich seines/ihres Grundstlicks
nicht nachkommt,

8.) 8 7 Abs. 3 den Inhalt der Grube oder Grundstlicksklaranlage der Stadt nicht tberlasst,

9.) § 7 Abs. 4 Schmutzwasser einem Regenwasserkanal oder Regenwasser einem
Schmutzwasserkanal zufihrt,

10.) 8 7 Abs. 5 dem Verlangen der Stadt sein/ihr Grundsttick fir dessen Anschluss an die
offentlichen Abwasseranlagen vorzubereiten, nicht nachkommt,

11.) 8 7 Abs. 6 sein/ihr Grundstuick nicht bis zu dem von der Stadt bestimmten Zeitpunkt an
die 6ffentlichen Abwasseranlagen anschlief3t,

12.) 8 7 Abs. 7 das in dem landwirtschaftlichen Betrieb anfallende h&usliche Abwasser auf
landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gartnerisch genutzte Grundstticke aufbringt,
ohne dass eine Befreiung nach § 8 Abs. 1 erteilt ist,

13.) § 8 Abs. 2 Niederschlagswasser ohne Befreiung ganz oder teilweise verrieselt, versi-
ckert oder ortsnah in ein Gewasser einleitet,

14.) 8 9 Abs. 5 die betriebliche Unterhaltung, insbesondere die Reinigung, Inspektion oder
Beseitigung von Verstopfungen innerhalb der seinem/ihrem Grundstiick dienenden An-
schlussleitung nicht vornimmt,

15.) 8 9 Abs. 6 Satz 2 die Grundsticksentwasserungsleitung nicht bis zur Grundstticks-
grenze vorzieht,

16.) 8 9 Abs. 7 keine geeignete Inspektionséffnung oder notwendige Rickstausicherung ein-
baut oder sie nicht jederzeit zuganglich halt,

17.) 8 9 Abs. 10 den Anschluss seines/ihres Grundstiickes Uber ein anderes Grundstuick
fuhrt, ohne dass das Ableitungsrecht durch Grunddienstbarkeit gesichert ist,

18.) 8 9 Abs. 12 die Anschlussleitung des angeschlossenen Grundstiickes nicht dauerhaft
verschliel3t bzw. die Entfernung des Anschlusses bei der Stadt nicht beantragt,

19.) 8 10 Abs. 2 Gruben oder Grundstiicksklaranlagen oder deren Zuwegung nicht so baut,
dass die Anlage ohne besonderen Aufwand angefahren oder der Anlageninhalt ohne beson-
deren Aufwand entsorgt werden kann oder die Anlage nicht frei zuganglich ist oder keinen
geeigneten Zugang fur Personal hat,

20.) 8 10 Abs. 3 trotz Aufforderung durch die Stadt Mangel im Sinne des § 10 Abs. 2 nicht
beseitigt,

21.) 8§ 11 Abs. 1 die Entleerung der Grube nicht rechtzeitig beantragt,

22.) 8 11 Abs. 2 Satz 3 die Grundstiicksklaranlage nach Entleerung nicht gem. der Betriebs-
anleitung wieder in Betrieb nimmt,
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23.) 8 11 Abs. 4 die Entleerung nicht bestatigt,

24.) 8 13 Abs. 1 keine Druckpumpstation mit Druckpumpe und Schneideeinrichtung einbaut
oder beim Einbau einer solche Anlage die technischen Vorgaben der Stadt nicht einhalt oder
die eingebaute Anlage nicht regelmaRig wartet,

25.) 8 13 Abs. 2 Satz 3 die Druckpumpstation oder die Druckrohrgrundstiicksentwasse-
rungsleitung tberbaut,

26.) § 13 Abs. 3 die Grundstiicksdruckentwadsserungsanlage ohne Zustimmung der Stadt in
Betrieb nimmt,

27.) 8 13 Abs. 4 Satz 1 Mangel an der Grundstticksdruckentwdsserungsanlage der Stadt
nicht unverziglich anzeigt,

28.) § 13 Abs. 4 Satze 2, 3 die Anderung oder Erneuerung der Grundstiicksdruckentwésse-
rungsanlage oder von deren Teile ohne Aufsicht der Stadt durchfiihrt oder dabei technische
Vorgaben der Stadt nicht einhélt,

29.) 8 14 Abs. 1 die erforderlichen Auskinfte nicht erteilt,

30.) § 14 Abs. 2 die Benachrichtigung unterlasst oder verspatet veranlasst,

31.) 8 14 Abs. 3 das Betreten des Grundstiicks durch Bedienstete oder Beauftragte der Stadt
oder die Priufung der Grundstiicksentwasserungsanlage verhindert oder erheblich erschwert.

32.) 8 15 Abs. 1 Ziffer 1 die zur Messung und Registrierung der Abwassermengen oder —
beschaffenheit erforderlichen Gerate und Instrumente nicht einbaut oder sonst an nicht ge-
eigneten Stellen anbringt oder nicht betreibt oder nicht in betriebsfahigem Zustand erhélt,

33.) 8 15 Abs. 1 Ziffer 2 besondere Schéchte nicht einbaut oder notwendige Veranderungen
nicht vornimmt,

34.) 8 15 Abs. 2 die Untersuchung oder Probeentnahme der Stadt behindert oder vereitelt,
(2) Vorsatzliche oder fahrlassige Zuwiderhandlungen nach Abs. 1 kénnen mit einer Geld-
buRRe bis zu 50.000,00 EUR geahndet werden.

§ 20

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2009 in Kraft.

Stadtbote Nr. 11
Seite 15



Anlage (Grenzwerte gemafl § 6 Abs.4)

Einzuhaltende Grenzwerte

Parameter/Stoff oder Stoffgruppe Grenzwert
1. Temperatur bis 40° C
2. pH-Wert 6,5-10
3. Schwerflichtige lipophile Stoffe 300 mg/l
(verseifbare Ole und Fette)
4. Kohlenwasserstoffindex, gesamt 20 mg/I
5. Adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) 1 mg/l
6. Leichtfliichtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) 0,5 mg/l
als Summe aus Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1-Trichlorethan,
Dichlormethan und Trichlormethan, gerechnet als Chlor
7. Metalle (gel6st und ungeldst)
Antimon (Sb) 0,5 mg/l
Arsen (As) 0,5 mg/l
Barium (Ba) 5 mgl/l
Blei (Pb) 1 mg/l
Cadmium (Cd) 0,5 mg/l
Chrom gesamt (Cr) 1 mgl/l
Chrom-VI (Cr VI) 0,2 mgl/l
Cobalt (Co) 2 mg/l
Kupfer (Cu) 1 mg/l
Ni
ckel (Ni) 1 mgl/l
Selen (Se) 2 mg/l
Silber (Ag) 1 mg/l
Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l
Zinn (Sn) 5 mgl/l
Zink (Zn) 5 mg/l
8. Stickstoff, gesamt (Nges.) 200 mg/I
9. Stickstoff aus Nitrit (NO2-N) 10 mg/l
10. Cyanid, gesamt 20 mg/l
11. Cyanid, leicht freisetzbar 1 mg/l
12. Sulfat (SO4%) 600 mg/I
13. Sulfid (S%) 2 mgl/l
14. Fluorid (F) 50 mg/I
15. Phosphor, gesamt 50 mg/I

16. Organische halogenfreie Losungsmittel
Mit Wasser ganz oder teilweise mischbar und biologisch

leicht abbaubar, Richtwert nicht gro3er als die Ldslichkeit, max. 10 g/l als TOC

17. Farbstoffe
Nur in einer so niedrigen Konzentration, dass der Vorfluter nach

Einleitung des Ablaufes einer mechanisch-biologischen Klaranlage

visuell nicht gefarbt erscheint.
18. Phenolindex, wasserdampffliichtig (halogenfrei)
19. Spontane Sauerstoffzehrung
20. Absetzbare Stoffe (Absetzzeit ¥z Std.)
21. Chem. Sauerstoffbedarf/bio. Sauerstoffbedarf (CSB/BSBs)
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Den vorstehenden Grenzwerten liegen die in der Anlage zu 8§ 4 der Verordnung tber Anfor-
derungen an das Einleiten von Abwasser in Gewasser (Abwasserverordnung - AbwV) vom
17.06.2004 (Bekanntmachung der Neufassung) (BGBI. |1 1108,2625) in der jeweils geltenden
Fassung genannten Mess- und Analyseverfahren oder gleichwertige Verfahren zugrunde.

Ich bestatige, dass

die Satzung ordnungsgemaf3 zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten
worden sind und

der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 beschlossen
hat, wird hiermit ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriffen der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr geltend gemacht werden,

es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf3 dffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wouppertal, den 16.12.2008
gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister
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Satzung lber die Erhebung von Anschlussbeitrdgen, Abwassergebihren und Kosten-
ersatz fur Grundstiicksanschlisse in der Stadt Wuppertal vom 16.12.2008

Aufgrund der 88 7, 41 |, 77der Gemeindeordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt
geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV NRW S. 514), der 88 1, 2, 4, 6,
7, 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geandert durch Art. Il des Ge-
setzes vom 11. Dezember 2007 (GV NRW 2008 S. 8), des § 9 des Abwasserabgabengeset-
zes in der Bekanntmachung vom 18. Januar 2005 (BGBI. | S. 114) und der 88 65, 92 des
Wassergesetzes flir das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) vom 25. Juni 1995 (GV NRW S.
926/SGV NRW 77), zuletzt ge&ndert durch Art. | des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV
NRW S. 708) hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 15.12.2008 folgende
Satzung beschlossen:

Inhalt

1. Abschnitt: Finanzierung der Abwasserbeseitigung
§ 1 Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage
2. Abschnitt: Gebuhrenrechtliche Regelungen
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§ 3 Gebuhrenmafstébe

§ 4 Schmutzwassergebihren

§ 5 Ermafigung der Schmutzwassergebuhr

8§ 6 Niederschlagswassergebuhr

§ 7 Ermafigung der Niederschlagswassergebiihr
8 8 Gebuhr fur Grundstiucksklaranlagen

8 9 Gebulhrensatze

§ 10 Beginn und Ende der Gebuhrenpflicht

8 11 Gebuhrenpflichtige

§ 12 Veranlagung, Falligkeit der Gebuhr

§ 13 Verwaltungshelfer

3. Abschnitt: Beitragsrechtliche Regelungen

8 14 Anschlussbeitrag

§ 15 Gegenstand und Entstehung der Beitragspflicht
§ 16 Beitragsmal3stab

§ 17 Beitragssatz

§ 18 Beitragspflicht

§ 19 Freistellung von der Beitragspflicht

8 20 Falligkeit der Beitragsschuld

4. Abschnitt: Kostenersatz fir Anschlussleitungen
§ 21 Kostenersatz fiur Anschlussleitungen

§ 22 Entstehung des Ersatzanspruchs

§ 23 Ersatzpflichtige

§ 24 Falligkeit des Ersatzanspruchs

5. Abschnitt: Schlussbestimmungen

§ 25 Auskunfts- und Mitwirkungspflichten

§ 26 Inkrafttreten

Stadtbote Nr. 11
Seite 18



1. Abschnitt:
Finanzierung der Abwasserbeseitigung

§1
Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage

Zur Finanzierung der offentlichen Abwasseranlagen im Sinne der Satzung Uber die Abwas-
serbeseitigung in der Stadt Wuppertal erhebt die Stadt Abwassergebihren, Kanalanschluss-
beitrége sowie Kostenersatz fiir Anschlussleitungen nach MafRgabe der nachfolgenden Be-
stimmungen.

2. Abschnitt:
Geblhrenrechtliche Regelungen

§2
Abwassergebuhren

Fur die Inanspruchnahme der 6ffentlichen Abwasseranlagen erhebt die Stadt Abwasserge-
bihren (Benutzungsgebihren) zum Ausgleich der nicht anderweitig gedeckten Kosten im
Sinne des § 6 Abs. 2 KAG und der Verbandslasten nach 8§ 7 Abs. 1 KAG. Durch die Benut-
zungsgebihr wird gleichzeitig der auf den Eigentiimer oder die Eigentiimerin entfallende
Anteil der von der Stadt nach 88 64 Abs. 1 Satz 1 und 65 Abs. 2 LWG zu zahlenden Abwas-
serabgabe gemaf § 65 Abs. 1 LWG abgewalzt (88 22 bis 23).

8§83
Gebiuhrenmafistédbe

(1) Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebihren fir die Beseitigung von Schmutz- und
Niederschlagswasser und die Entsorgung von Schlamm aus Grundstiicksklaranlagen.

(2) Die Schmutzwassergeblhr bemisst sich nach dem Frischwassermal3stab (§ 4).

(3) Die Niederschlagswassergebihr wird nach der Grofl3e der bebauten und/oder versiegel-
ten Grundstucksflachen berechnet (8 6).

(4) Die Gebuhren fur die Entsorgung von Grundstiicksklaranlagen richten sich nach der
Schlammmenge (8 8).

§4
Schmutzwassergebihren

(1) Die Gebuhr fur Schmutzwasser wird nach der Menge des Schmutzwassers berechnet,
das den 6ffentlichen Abwasseranlagen von den angeschlossenen Grundstiicken zugefiihrt
bzw. zur Entsorgung Uberlassen wird.

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die auf dem angeschlossenen Grundstiick aus 6ffentlichen
oder privaten Wasserversorgungsanlagen bezogene Frischwassermenge in Kubikmeter
(m3).

(3) Die Frischwassermenge ist

1. bei Bezug aus der 6ffentlichen Wasserversorgung die der Erhebung des Wassergel-
des laut Wassermesser zugrundeliegende Verbrauchsmenge;

2. bei Bezug aus privaten Versorgungsanlagen die entnommene Wassermenge.
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(4) Die Benutzungsgebtuihr fur die Einleitung/Entsorgung von Schmutzwasser wird nach der
Frischwassermenge berechnet, die im vorletzten Kalenderjahr vor dem Veranlagungszeit-
raum bezogen oder entnommen worden ist (Bemessungszeitraum). Falls der Frischwasser-
bezug abweichend vom Kalenderjahr ermittelt wird, ist als Bemessungszeitraum die zuletzt
fur einen zusammenhangenden Zeitraum von 12 Monaten festgestellte Frischwassermenge
mafigeblich.

(5) Werden auf dem angeschlossenen Grundstiick Anlagen betrieben, bei denen Schmutz-
wasser anfallt, dessen Menge nicht durch den Frischwasserbezug ermittelt werden kann, hat
der Betreiber/die Betreiberin dies der Stadt unter Angabe der jahrlich daraus entstehenden
Schmutzwassermenge mitzuteilen.

(6) Solange die Bestimmung des Abs. 4 nicht angewandt bzw. die Schmutzwassermenge
nicht gemal’ Abs. 5 ermittelt werden kann, wird die bezogene Frischwassermenge geschétzt.

(7) Die Stadt kann von dem Eigentumer oder der Eigentiimerin jedes angeschlossenen
Grundstiicks den Nachweis verlangen, welche Wassermenge auf dem Grundstiick bezogen
worden ist. Wird der Nachweis nicht erbracht, ist die bezogene Frischwassermenge von der
Stadt zu schéatzen.

(8) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstiick im Be-
messungszeitraum nachweisbar verbrauchten oder zurtickgehaltenen Wassermengen abge-
zogen, sofern es sich um mehr als 15 m3 handelt. Der Nachweis der verbrauchten und/oder
zuriickgehaltenen Wassermengen obliegt dem Eigentimer oder der Eigentiimerin. Der Ei-
gentimer oder die Eigentiimerin ist verpflichtet, den Nachweis der verbrauchten oder zu-
rickgehaltenen Wassermengen durch einen auf seine/ihre Kosten eingebauten ordnungs-
gemal funktionierenden Wasserzahler zu fihren. Der Eigentimer oder die Eigentiimerin hat
die Zahlerstande mindestens einmal im Jahr abzulesen und zu protokollieren. Die Stadt be-
halt sich eine jederzeitige Kontrolle der protokollierten Zahlerstande bzw. des Zahlers vor.
Auf § 25 wird verwiesen.

Ein Abzug von Wassermengen erfolgt nur, wenn der Eigentiimer oder die Eigentliimerin bis
zum 31. Juli fur das folgende Kalenderjahr schriftlich bei der Stadt Wuppertal, Steueramt,
einen entsprechenden Antrag gestellt hat. Dem Antrag ist der aktuell protokollierte Z&hler-
stand beizuftigen.

Ist der Einbau eines Wasserzahlers im Einzelfall nicht zumutbar, so hat der Eigentimer oder
die Eigentimerin den Nachweis durch nachprifbare Unterlagen zu fihren, aus denen sich
insbesondere ergibt, aus welchen nachvollziehbaren Griinden Wassermengen der gemeind-
lichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie grof3 diese Wassermengen sind.
Die nachprifbaren Unterlagen missen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlassige
Schatzung der auf dem Grundstlck zuriickgehaltenen Wassermengen zu ermdéglichen.

(9) Fur die Einleitung von Schmutzwasser, fir das der Eigentiimer oder die Eigentiimerin
einen Verschmutzerbeitrag unmittelbar an einen Wasserverband leistet, zahlt er/sie eine
verminderte Benutzungsgeblhr.

(10) Die Benutzungsgebiihr fiur Schmutzwasser aus Gruben erhéht sich um 50 von Hundert.

8§85
ErmaRigung der Schmutzwassergebuihr

Abwasserbesitzer, die selbst abwasserbeseitigungspflichtig sind oder fur die durch be-
standskraftigen Bescheid der zustandigen Wasserbehdrde festgestellt ist, dass sie abwas-
serbeseitigungspflichtig werden, sobald sie die technischen Voraussetzungen flr die Be-
handlung und Ableitung ihres Abwassers getroffen haben, zahlen fiir die Einleitung von
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Schmutzwasser auf Antrag eine gegenuber der jeweils mal3gebenden Gebihr verminderte
Gebuhr. Die verminderte Gebuhr entspricht der Hohe nach dem Kostenaufwand, der nach-
weislich fur die eigene Abwasserbeseitigung besteht bzw. entstehen wirde, wobei der An-
tragsteller den geringeren Kostenaufwand nachzuweisen hat. Die Gebuhr kann maximal um
50 v. H. vermindert werden.

§6
Niederschlagswassergebihr

(1) Die Niederschlagswassergebiihr bemisst sich nach der Gréf3e in Quadratmeter (m?2) der
bebauten und/oder versiegelten Grundstiicksflachen, von denen Niederschlagswasser lei-
tungsgebunden oder nicht leitungsgebunden in die 6ffentlichen Abwasseranlagen gelangen
kann. Zur bebauten Flache gehdren auch die Dachiiberstadnde und zwar unabhangig davon,
ob sie das eigene oder ein fremdes Grundstiick Uberragen.

(2) Die bebauten und/oder versiegelten Flachen werden von den Eigentimern und Eigentu-
merinnen der angeschlossenen Grundstiicke ermittelt. Der Eigentiimer oder die Eigentiime-
rin ist verpflichtet, der Stadt auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten und/oder
versiegelten Flachen auf seinem Grundstiick mitzuteilen, von denen Niederschlagswasser
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden in die 6ffentlichen Abwasseranlagen gelan-
gen kann (Mitwirkungspflicht). Hierzu hat er/sie auf Anforderung der Stadt einen vorhande-
nen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen samtliche bebauten
und/oder versiegelten Flachen entnommen werden kdnnen. Soweit erforderlich, kann die
Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Eigentiimer seiner oder die Ei-
gentumerin ihrer Mitwirkungspflicht nicht oder nicht ausreichend nach oder liegen fir ein
Grundstuck keine geeigneten Angaben/Unterlagen vor, wird die maf3gebliche Flache von der
Stadt ermittelt oder, wenn dies unzumutbar ist, geschétzt.

(3) Wird die Grof3e der in Abs. 2 genannten Flachen verandert, so hat der Eigentimer bzw.
die Eigentimerin die Veranderung der Stadt innerhalb eines Monates nach Fertigstellung
schriftlich mitzuteilen und nachzuweisen. Fiir die Anderungsanzeige gilt Abs. 2 Satze 2 bis 4
entsprechend. Die veranderte GroRRe wird vom 1. Tag des Monats, der auf die nachgewie-
sene Fertigstellung folgt, bertcksichtigt.

8§87
ErmaRigung der Niederschlagswassergebihr

(1) Begriunte Dachflachen, die nachweislich technisch so ausgestattet sind, dass sie auf
Dauer einen Teil des anfallenden Niederschlagswassers nicht den 6ffentlichen Abwasser-
anlagen zufiihren, werden auf Antrag mit 50% der relevanten Flache berucksichtigt.

(2) Versiegelte Flachen, die unter Verwendung von nachweislich die Versickerung besonders
fordernde Materialien angelegt sind (Okopflaster), werden auf Antrag mit 70 % der relevan-
ten Flache bericksichtigt.

(3) Wird eine Anlage zur Versickerung betrieben und hat diese Anlage einen Uberlauf zu den
offentlichen Abwasseranlagen, werden auf Antrag 50% der Flachen berticksichtigt, deren
Entwésserung die Anlage dient. Die Anlage muss nachweislich technisch so gestaltet sein,
dass auf Dauer ein Teil des anfallenden Niederschlagswassers nicht den 6ffentlichen Ab-
wasseranlagen zugefuhrt wird.

§8
Gebihr fir die Entsorgung von Grundstiicksklaranlagen

(1) Fur die Schlammentsorgung von Grundstiicksklaranlagen wird die Benutzungsgebuhr
nach der von der Stadt durch Bescheid festgestellten, zu entsorgenden Jahresschlamm-
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menge, die sich aus dem Fassungsvermégen des Schlammsammelraumes multipliziert mit
der Anzahl der von der Stadt festgelegten Entleerungen ergibt, berechnet.

(2) Fur die zusatzliche Entsorgung von Grundsticksklaranlagen wird jeweils eine Einzelge-
bldhr erhoben. Gebihrenmalfstab ist der Kubikmeter (m3) entsorgte Schlammmenge.

(3) Wird die Grundstucksklaranlage wegen des grof3en Fassungsvermdgens nicht jahrlich
entleert, entféllt die Jahresgebuihr; anstelle der Jahresgebiihr wird nach erfolgter Entsorgung
eine Einzelgebuhr erhoben. Gebuhrenmal3stab ist der Kubikmeter (m3) entsorgte Schlamm-
menge.

89
Geblhrensatze

(1) Der Jahresgebiihrensatz fir Schmutzwasser gemaf § 4 Abs. 1 betragt 2,75 Euro/m?3
Schmutzwasser.

(2) Der verminderte Jahresgebihrensatz fir Schmutzwasser gemal § 4 Abs. 9 betréagt 1,40
Euro/m3 Schmutzwasser.

(3) Der Jahresgebuihrensatz fur Niederschlagswasser gemal’ 8 6 Abs. 1 betragt 1,69
Euro/m2 bebauter und/oder versiegelter Grundstticksflache.

(4) Der Jahresgebihrensatz fir Schmutzwasser aus Gruben geméf3 § 4 Abs. 10
betragt 4,13 Euro/m3 Schmutzwasser.

(5) Der Jahresgebiihrensatz fur die Schlammentsorgung von Grundstiicksklaranlagen ge-
maf § 8 Abs. 1 betragt 76,06 Euro/m3 Schlammmenge. Die Gebuhrensétze zur Berechnung
der Einzelgebihren nach 8 8 Abs. 2 und 3 betragen 76,06 Euro/m3 Schlammmenge.

§10
Beginn und Ende der Gebuhrenpflicht

(1) Die Gebuhrenpflicht entsteht mit Beginn des Monats, der auf den Zeitpunkt der erstmali-
gen Benutzung folgt, und endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss wegfallt oder
die Grube/Grundstiicksklaranlage rechtmalig stillgelegt wird.

(2) Andern sich die Grundlagen fir die Bemessung der Gebuihr, so mindert oder erhoht sich
die Gebiihr mit Beginn des Monats, der auf die Anderung folgt.

§11
Gebuhrenpflichtige

(1) Geblhrenpflichtig sind die Eigentiimer und Eigentliimerinnen sowie die Trager der
StraRenbaulast angeschlossener Grundstiicke. Mehrere Gebiihrenpflichtige sind Gesamt-
schuldner. Ist im Grundbuch ausnahmsweise kein Eigentiimer eingetragen, so ist der Besit-
zer gebuhrenpflichtig.

(2) Erfolgt ein Wechsel im Eigentum oder beziglich der Stral3enbaulast, so ist mit Beginn
des auf den Wechsel folgenden Monats der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin
gebuhrenpflichtig. Soweit der Wechsel im Eigentum nicht durch Erbfall bedingt ist, gilt als
Tag des Wechsels der Tag der Eintragung im Grundbuch. Uberzahlungen der friiheren Ge-
buhrenpflichtigen werden diesen erstattet.

(3) Bei Wohnungs-, Teil- und Miteigentum wird der Veranlagung die gesamte Schmutzwas-
sermenge (8 4) und die gesamte bebaute und/oder versiegelte Flache (8 3 Abs.3) des
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Grundstlcks zugrunde gelegt. Der Heranziehungsbescheid wird dem nach dem Wohnungs-
eigentumsgesetz bestellten Verwalter oder der nach dem Wohnungseigentumsgesetz be-
stellten Verwalterin bekannt gegeben. Ist kein Verwalter oder keine Verwalterin bestellt, wird
der Leistungsbescheid einem Gebuhrenpflichtigen oder einer Gebuhrenpflichtigen als Ge-
samtschuldner bekannt gegeben.

§12
Veranlagung, Falligkeit der Gebuhr

(1) Gebiihrenpflichtige werden bei Jahresgebiihren fir jedes Kalenderjahr (Veranlagungs-
zeitraum) durch einen Heranziehungsbescheid zu den Gebihren veranlagt. Bei Entstehung
oder Ende der Gebuhrenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres wird die Gebuhr fiir den Teil
des Veranlagungszeitraumes veranlagt, in dem die Gebuhrenpflicht bestanden hat.

(2) Nach dem Kalenderjahr veranlagte Gebiuhren werden zu den fiir die Grundsteuer gesetz-
lich vorgeschriebenen Zahlungsterminen fallig.

(3) In den Fallen des 8 8 Abs. 2 und 3 ergehen gesonderte Heranziehungsbescheide.

§13
Verwaltungshelfer

Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebuhren der Hilfe eines von ihr be-
auftragten Dritten zu bedienen.

3. Abschnitt:
Beitragsrechtliche Regelungen

8§14
Anschlussbeitrag

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes fir die Herstellung, Anschaffung und Er-
weiterung der gesamten offentlichen Abwasseranlagen erhebt die Stadt Anschlussbeitrage
im Sinne des § 8 Kommunalabgabengesetz NRW.

(2) Die Anschlussbeitrage werden als Gegenleistung fur die Mdglichkeit der Inanspruch-
nahme der 6ffentlichen Abwasseranlagen und den hierdurch gebotenen wirtschaftlichen
Vorteilen fur ein Grundsttick erhoben.

§15
Gegenstand und Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht fir ein Grundstiick, sobald

1. das Grundstiick an die o6ffentlichen Abwasseranlagen tatséachlich und rechtlich ange-
schlossen werden kann,

2. fir das Grundstiick nach der Satzung tber die Abwasserbeseitigung in der Stadt
Wouppertal ein Anschlussrecht besteht,

3. fir dieses Grundstiick eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist und es
bebaut oder gewerblich genutzt werden darf, oder, falls eine bauliche oder gewerbli-
che Nutzung nicht festgesetzt ist, es nach der Verkehrsauffassung Bauland ist und
nach der geordneten baulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung ansteht.
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(2) Wird ein Grundstlck an die 6ffentlichen Abwasseranlagen tatsachlich angeschlossen (z.
B. im AulRenbereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn
die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. In diesem Fall entsteht die Beitragspflicht
mit dem Anschluss.

(3) Wird ein bereits veranlagtes Grundstiick durch Hinzunahme einer angrenzenden Flache,
fur die ein Anschlussbeitrag noch nicht entrichtet worden ist, vergro3ert, entsteht insoweit
eine neue Beitragspflicht.

(4) Die Beitragspflicht entsteht gesondert fur die Moglichkeit zur Ableitung von Schmutzwas-
ser und Niederschlagswasser.

8§16
Beitragsmalfistab

(1) Der Anschlussbeitrag bemisst sich - vorbehaltlich des Absatzes 5 - nach der Grund-
stiicksflache und der zuldssigen Geschossflache.

(2) Liegt das Grundstiick in einem Gebiet, fiir das ein Bebauungsplan besteht, so ergibt sich
die zulassige Geschossflache im Sinne des Abs. 1 aus den Festsetzungen im Bebauungs-
plan. Ist fur das Grundstick in einem Bebauungsplan eine Baumassenzahl festgesetzt, so
ergibt sich die zulassige Geschossflache aus der Grundstiicksflache, vervielfaltigt mit der
Baumassenzahl, geteilt durch 3,5.

(3) Liegt das Grundstick in einem Gebiet, fir das kein Bebauungsplan besteht, oder enthalt
der Bebauungsplan keine Festsetzungen uber die zulassige Geschossflache oder die Bau-
massenzahl, so gilt folgendes:
1. Ist das Grundstiick bebaut, so gilt die vorhandene als zuldssige Geschossflache.
2. Ist das Grundstiick unbebaut, so ergibt sich die Geschossflache aus der
Grundstucksflache, vervielfaltigt mit der in der ndheren Umgebung durchschnittlich
vorhandenen Geschossflachenzahl der bebauten Grundstiicke.

(4) Ist fur das Grundstuck nur eine Nutzung ohne Bebauung zulassig, so sind als zulassige
Geschossflache 10 vom Hundert der Grundstiicksflache anzusetzen.

(5) Die nach Absatz 2 oder Absatz 4 ermittelte zulassige Geschossflache ist entsprechend
der zulassigen Art der Nutzung fr ein Grundsttick

in einem Industriegebiet (8§ 9 BauNVO) mit 1,2
in einem Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) mit 1,1
in allen Ubrigen Gebieten mit 1,0

Zu vervielfaltigen.

(6) Bei einer nach Absatz 3 ermittelten Geschossflache gilt Absatz 5 mit folgenden MalR3ga-
ben:

1. Ist das Grundstiick bebaut, so gilt die vorhandene als zuldssige Nutzungsart.

2. Ist das Grundstiick unbebaut, so gilt als zuldssige Art der Nutzung die in der néheren
Umgebung des Grundstiicks Uberwiegend vorhandene Nutzungsart.

(7) Fur die Ermittlung der Flachen und Nutzungsarten im Sinne der Absétze 1 bis 6 ist der
Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht maf3geblich.
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8§17
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz betragt

a) 5,52 EUR/m? Grundstuicksflache und
b) 15,66 EUR/m2 Geschossflache

(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsachliche Mdglichkeit des Vollanschlusses, so wird ein
Teilbetrag erhoben. Dieser betragt:

a) bei einem Anschluss nur flir Schmutzwasser 60 % des Beitrags;
b) bei einem Anschluss nur fir Niederschlagswasser 40 % des Beitrags;

§18
Beitragspflicht

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigenti-
mer oder Eigentimerin des Grundsticks ist. Ist das Grundstlick mit einem Erbbaurecht be-
lastet, so tritt an die Stelle des Eigentimers oder der Eigentimerin der oder die Erbbaube-

rechtigte.

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(3) Der Beitrag ruht als offentliche Last auf dem Grundstlck, im Falle des Absatzes 1 Satz 2
auf dem Erbbaurecht.

8§19
Freistellung von der Beitragspflicht

Eigentimer/Eigentiimerinnen, die sich durch ErschlieBungsvertrag gegenuber der Stadt ver-
pflichten, programmmafige Grundstiicksentwésserungsanlagen auf eigene Kosten zu verle-
gen und diese nach Fertigstellung entschadigungslos der Stadt zu Eigentum zu Ubertragen,
kénnen fir ihre in dem Erschliel3ungsgebiet gelegenen und an diese Anlagen anzu-
schlielenden Grundstuicke von der Beitragspflicht freigestellt werden.

§ 20
Falligkeit der Beitragsschuld

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

4. Abschnitt:
Kostenersatz fur Anschlussleitungen

8§21
Kostenersatz fir Anschlussleitungen

(1) Der Eigentiimer oder die Eigentimerin haben der Stadt die fur die Herstellung, Erneue-
rung, Unterhaltung, Veranderung und Beseitigung der Anschlussleitung sowie fir Bauwerke,
die zur Herstellung des Grundstiicksanschlusses erforderlich sind, aufgewendeten tatsachli-
chen Kosten zu ersetzen. Erhélt ein Grundstick mehrere Anschlussleitungen, so wird der
Ersatzanspruch fir jede Leitung berechnet.

(2) Die Stadt ist berechtigt, sich bei der Erhebung des Kostenersatzes der Hilfe eines von ihr
beauftragten Dritten zu bedienen.
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§ 22
Entstehung des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch entsteht fur die Herstellung mit der betriebsfahigen Fertigstellung der
Anschlussleitung, im tbrigen mit der Beendigung der sonstigen Maflinahme.

§23
Ersatzpflichtige

(1) Ersatzpflichtig ist, wer bei Entstehung des Ersatzanspruchs Eigentiimer oder Eigentiime-
rin des Grundstiicks ist. Ist das Grundstiick zu diesem Zeitpunkt mit einem Erbbaurecht be-
lastet, ist anstelle des Eigentiimers oder der Eigentiimerin der oder die Erbbauberechtigte
ersatzpflichtig. Mehrere Ersatzpflichtige sind Gesamtschuldner.

(2) Erhalten mehrere Grundstiicke eine gemeinsame Anschlussleitung, so sind fur die Teile
der Anschlussleitung, die ausschlief3lich einem der beteiligten Grundstiicke dienen, allein der
Eigentimer oder die Eigentimerin dieses Grundstiicks ersatzpflichtig. Soweit die Anschluss-
leitung mehreren Grundstiicken gemeinsam dient, ermittelt sich der anteilig je Grundstiick zu
tragende Kostenanteil durch Division der tatsachlich fiir die Anschlussleitung aufgewendeten
Kosten durch die Anzahl der gemeinsam angeschlossenen Grundstiicke.

§24
Falligkeit des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides
fallig.

5. Abschnitt:
Schlussbestimmungen

8§25
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten

(1) Die Beitrags- und Gebuhrenpflichtigen haben — unbeschadet § 6 - alle fur die Berechnung
der Beitrdge und Gebuhren erforderlichen Auskinfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen
zu Uberlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstiick betreten,
um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu Gberprifen.

(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Griinden nicht zu erlangen,
so kann die Stadt die fur die Berechnung maRRgebenden Merkmale unter Berticksichtigung
aller sachlichen Umstande schatzen oder durch einen anerkannten Sachverstandigen auf
Kosten des Beitrags- und Gebuhrenpflichtigen schatzen lassen.

(3) Die vorstehenden Abséatze 1 und 2 gelten fir den Kostenersatzpflichtigen oder die
Kostenersatzpflichtige entsprechend.

826
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2009 in Kraft.
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Ich bestatige, dass
die Satzung ordnungsgemaf3 zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worll

den sind und

der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 beschlossen
hat, wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr geltend gemacht werden,

es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wouppertal, den 16.12.2008

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister

Hinweis.rtf
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Satzung zur Regelung des Kostenersatzes fir Einsétze der Feuerwehr
Wouppertal und Hilfe leistender Feuerwehren vom 16.12.2008

Aufgrund der §§ 7, 41 und 77 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (SGV. NW. 2023),
zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514),
des § 1 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen
vom 21. Oktober 1969 (SGV. NW. 610), zuletzt gedndert durch Art. Il des Gesetzes
vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S.8) und des § 41 des Gesetzes Uber
den Feuerschutz und die Hilfeleistung vom 10. Februar 1998 (GV NW S. 122), zuletzt
geandert durch Art. 13 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. S. 662),
hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 15.12.2008 folgende Satzung
beschlossen:

§1

Kostenersatz

(1) Die Stadt Wuppertal kann fir Einsatze ihrer Feuerwehr und Hilfe leistenden
Feuerwehren im Sinne von § 25 FSHG Kostenersatz verlangen

1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den Schaden vorsatzlich
herbeigefihrt hat,

2. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen nach § 24 Abs. 1 Satz 1
FSHG im Rahmen ihrer Gefahrdungshaftung nach sonstigen Vorschriften,

3. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden beim Betrieb von
Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen entstanden ist, sowie von dem
Ersatzpflichtigen in sonstigen Fallen der Gefahrdungshaftung,

4. von dem Transportunternehmer, Eigentimer, Besitzer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei der Beférderung
von brennbaren Flissigkeiten im Sinne der Verordnung Uber brennbare
Flissigkeiten (VbF) vom 27. Februar 1980 (BGBI. | S. 229) oder von besonders
fevergefahrlichen ~ Stoffen  oder gefdhrlichen Gitern im  Sinne der
Gefahrengutverordnung Strafle (GGVS) vom 22. Juli 1985 (BGBI. | S. 5050)
oder § 19g Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 23. September 1986
(BGBI. | S. 1529) entstanden ist,

5. von dem Eigentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die
Gefahr oder der Schaden beim sonstigen Umgang mit brennbaren Flissigkeiten
oder besonders feuergefahrlichen Stoffen oder gefahrlichen Gutern gemaf3
Nummer 3 entstanden ist, soweit es sich nicht um Brande handelt,
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6. vom Eigentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten einer
Brandmeldeanlage auBBer in Fallen nach Nummer 7, wenn der Einsatz Folge
einer nicht bestimmungsgemafen oder missbrauchlichen Auslésung war,

7. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiter/-in eine Brandmeldung
ohne eine fir den Einsatz erforderliche Prifung weitergeleitet hat,

8. von demijenigen, der vorsatzlich grundlos die Feuerwehr alarmiert,

9. von dem Rechtstrager einer anderen Behérde oder Einrichtung, wenn die
Behérde oder Einrichtung - neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung -
zur  Schadensverhitung  und  Schadensbekampfung  verpflichtet st
(z.B. StraBBenbaulast nach § 9 LStrG), sofern ein Kostenersatz nach Nr. 1 bis 8
nicht mdglich ist.

(2) Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.

§2

Berechnung des Kostenersatzanspruchs

(1) Die Berechnung der zu erstattenden Kosten richtet sich nach dem anliegenden
Kostentarif, der Bestandteil dieser Satzung ist.

(2) Berechnet werden die Kosten fir den Einsatz von Personal und Fahrzeugen in dem
Umfange, wie er aufgrund der den Einsatz auslésenden Meldung von der Feuerwehr
zur Erreichung des Einsatzzieles fur erforderlich gehalten werden durfte.

(3) Soweit der Kostenersatz nach der Zeitdauer berechnet wird, wird die Zeit der
Abwesenheit von den Standorten zugrunde gelegt. Die Einsatzzeit bei Einsatzen nach
§ 1 beginnt mit dem Zeitpunkt des Ausrickens und endet mit der Rickkehr zum
Standort. Bei Einsatzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und Gerdte
erforderlich machen, wird die Zeit fir die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet.

(4) Angefangene Zeiteinheiten werden grundsatzlich voll berechnet. Sind Kosten nach
Stunden bemessen, wird fir die Gber volle Stunden hinausgehende Einsatzzeit bis zu
30 Minuten der halbe Stundensatz, bei mehr als 30 Minuten der volle Stundensatz
berechnet.

(5) Mit den Kostensatzen fir Fahrzeuge (Nr. 2 des Kostentarifs) wird der Einsatz der
auf den Fahrzeugen Ublicherweise mitgefihrten Gerate abgegolten.

(6) Die Sachkosten fir Bindemittel, Neutralisationsmittel usw. werden zusatzlich zu
den Personal- und Fahrzeugkosten in voller Hohe zum jeweiligen Tagespreis
abgerechnet. Fir Gegenstande der Feuerwehr, die bei Einsatzen ohne Verschulden der
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Feuerwehr beschadigt oder vernichtet werden und neu beschafft werden missen, hat
der Kostenersatzpflichtige =~ Schadenersatz  zu leisten. Fir externe Kosten,
Entsorgungskosten und sonstige Leistungen wird der tatsachliche Aufwand berechnet.

(7) Fir den Einsatz Hilfe leistender Feuerwehren (§ 25 FSHG) wird Kostenersatz in
Hoéhe der von der Hilfe leistenden Feuerwehr in Rechnung gestellten Kosten gefordert.

§3
Haftung

(1) Die Haftung fir Schéden im Zusammenhang mit der Erbringung von Leistungen
nach dieser Satzung wird auf Vorsatz und grobe Fahrléssigkeit beschrank.

(2) Bei Schaden Dritter hat der Zahlungspflichtige die Stadt von Ersatzansprichen
freizustellen, es sei denn, dass der Feuerwehr Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur
Last fallt.

§4

Bekanntgabe und Fdlligkeit des Ersatzanspruches

Der Kostenersatzanspruch wird dem Erstattungspflichtigen durch Bescheid bekannt
gegeben. Mit Bekanntgabe wird der Anspruch fallig. Der Kostenersatz ist innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe zu entrichten.

§5

Inkraftireten

§ 1 Abs. 1 Ziff. 9 tritt rickwirkend zum 01.01.2008 in Kraft. Im Ubrigen tritt die

Satzung an dem Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Kostentarif zur Kostenersatzsatzung fiur die Feuerwehr der Stadt

Wouppertal
Zeiteinheit / Gebihr in Euro
Menge

1. [Einsatz von Personal

ie Mitarbeiterin und Mitarbeiter je Stunde 43,80
2. [Einsatz von Fahrzeugen |
2.1 Hilfeleistungs - Lésch - Fahrzeuge (HLF), je Stunde 198,00

Léschgruppenfahrzeuge (LF), Tankldschfahrzeuge (TLF)
2.2 [Kraftfahrdrehleitern mit Korb (DLK) je Stunde 195,00
2.3 |(Gerdte- (GW), Rist- (RW), Kran- (FWK), je Stunde 170,00

Schlauchwagen (SW), Olspur-Wasch-Saug-Fahrzeug

(OWSF), Wechselladerfahrzeug m. Abrollbehalter

(WL), LKW
2.4 [Einsatzleitwagen (ELW) je Stunde 36,00
2.5 Mannschaftstransportfahrzeuge (MTF) je Stunde 27,00
2.6 Mehrzweckfahrzeuge (MZF/PKW) je Stunde 20,00
3. |Fehlalarme durch Brandmeldeanlagen (§ 1 Abs. 1 Nr. 6

und 7) Léschzug pauschal 694,00
4. |Vorsdtzlich grundlose Alarmierung (§ 1 Abs. 1 Nr. 8)

Léschzug pauschal

Mussen aufgrund der Meldung weitere/s Fahrzeuge und Personal

eingesetzt werden, erfolgt eine zusatzliche Berechnung nach Nr. 1

und 2 1.062,00
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Ich bestatige, dass
die Satzung ordnungsgemaf3 zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worll

den sind und

der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 beschlossen
hat, wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr geltend gemacht werden,

es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wouppertal, den 16.12.2008

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister

Hinweis.rtf
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Entgeltordnung fir die Feuerwehr der Stadt Wuppertal vom 16.12.2008

Aufgrund der §§ 41 und 77 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (SGV. NW. 2023), zuletzt gedndert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 24. Juni 2008 (GV. NW. S. 514) und des § 41 des Gesetzes iUber
den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 10. Februar 1998 (GV NW S. 122), zuletzt
gedndert durch Art. 13 des Gesetzes vom11. Dezember 2007 (GV. NRW S. 662) hat der Rat
der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 15.12.2008 folgende Entgeltordnung beschlossen:

§1
Entgeltpflicht

(1) Leistungen der Feuerwehr, die keine Pflichtaufgaben nach § 1 FSHG sind, sind
entgeltpflichtig. Hierzu gehdren auch nicht gebuhrenpflichtige, auf Antrag erbrachte
brandschutztechnische  Uberprisfungen  (Obijekibesichtigungen) und auf  Antrag
erbrachte Leistungen des vorbeugenden oder abwehrenden Brandschutzes auBerhalb
von Baugenehmigungsverfahren, die mit der Anfertigung einer  gutachterlichen
Stellungnahme, eines Brandschutzgutachtens oder eines Brandschutzkonzepts zu einem
definierten Objekt verbunden sind.

(2) Die Leistung erfolgt auf Antrag.

(3) Entgeltpflichtig ist der Antragsteller. Mehrere Antragsteller haften als
Gesamtschuldner.

(4) Die Entgeltpflicht entsteht mit

- dem Ausriicken der Feuerwehr,
- dem Beginn einer sonstigen Tatigkeit der Feuerwehr.

§2

Berechnung des Entgelts

(1) Die Berechnung des Entgelts richtet sich nach dem anliegenden Tarif, der
Bestandteil dieser Entgeltordnung ist.

(2) Berechnet werden die Entgelte fir den Einsatz von Personal und Fahrzeugen
(Ziff. T und 2 des Tarifs) in dem Umfange, wie er aufgrund des Antrages auf die den
Einsatz auslésende Meldung von der Feuerwehr zur Erreichung des Einsatzzieles fir
erforderlich gehalten werden durfte; im Ubrigen der erforderliche zeitliche Aufwand
zur Bearbeitung des Antrags, sofern keine Pauschale vorgesehen ist.

(3) Soweit das Entgelt nach der Zeitdauer berechnet wird, wird die Zeit der
Abwesenheit von den Standorten zugrunde gelegt. Die Einsatzzeit bei Einsétzen nach
§ 1 beginnt mit dem Zeitpunkt des Ausriickens und endet mit der Rickkehr zum
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Standort. Bei Einsatzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge und Gerate
erforderlich machen, wird die Zeit fir die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet.

(4) Angefangene Zeiteinheiten werden grundsétzlich voll berechnet. Sind Entgelte nach
Stunden bemessen, wird fir die tber volle Stunden hinausgehende Einsatzzeit bis zu
30 Minuten der halbe Stundensatz, bei mehr als 30 Minuten der volle Stundensatz
berechnet.

(5) Mit den Entgelten fir Fahrzeuge (Nr. 2 des Tarifs der Entgeltordnung) wird der
Einsatz der auf den Fahrzeugen tblicherweise mitgefGhrten Gerdte abgegolten.

(6) Die Erbringung einer entgelipflichtigen Leistung kann von der Zahlung eines
Vorschusses oder einer angemessenen Sicherheitsleistung bis zur voraussichtlichen
Hohe des Entgelts abhdngig gemacht werden.

§4
Veranlagung und Fdlligkeit

Uber das Entgelt wird eine Rechnung gestellt. Das Entgelt wird mit Zugang der
Rechnung fallig und ist spatestens innerhalb eines Monats nach Zugang der Rechnung
an die Finanzbuchhaltung der Stadt Wuppertal zu entrichten.

§5
Haftung

(1) Die Haftung fir Schaden im Zusammenhang mit der Erbringung von Leistungen
nach dieser Entgeltordnung wird auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

(2) Bei Schaden Dritter hat der Entgeltpflichtige die Stadt von Ersatzansprichen
freizustellen, es sei denn, dass der Feuerwehr Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur
Last fallt.

§6
Zeitliche Geltung

Diese Entgeltordnung wird am Tag nach ihrer Bekanntmachung wirksam.
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Tarif zur Entgeltordnung fiir die Feuerwehr der Stadt Wuppertal

Zeiteinheit / Gebiihr in Euro
Menge
1. Einsatz von Personal
1.1 |ie Mitarbeiterin und Mitarbeiter je Stunde 43,80
1.2 |bei Sicherheitswachen in der Stadthalle, Uni-Halle, Opernhaus
usw. einschl. Fahrzeuge und Geréte je Stunde 20,95
2. Einsatz von Fahrzeugen
2.1 [Hilfeleistungs - Losch - Fahrzeuge (HLF), Loschgruppenfahrzeuge  |je Stunde 198,00
(LF), Tanklschfahrzeuge (TLF)
2.2 [Kraftfahrdrehleitern mit Korb (DLK) je Stunde 195,00
2.3 |Gerdte- (GW), Rist- (RW), Kran- (FWK), Schlauchwagen (SW),  |ie Stunde 170,00
Olspur-Wasch-Saug-Fahrzeug (OWSF), Wechsellader m.
Abrollbehdlter, LKW
2.4 [Einsatzleitwagen (ELW) je Stunde 36,00
2.5 Mannschaftstransportfahrzeuge (MTF) je Stunde 27,00
2.6 Mehrzweckfahrzeuge (MZF/PKW) je Stunde 20,00
3. Prifung von Hydranten (einschliefBlich An- und Abfahrt)
bis zu 2 Hydranten 86,00
je weitere 2 Hydranten zusatzlich 32,00
4, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Abnahmen und Prifungen wie Ziffer 1 und
von Brandmeldeanlagen 2. nach
tatséchlichem
Zeitaufwand
5. Brandschutztechnische Leistungen auf Antrag je Stunde 58,80
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Ich bestatige, dass
die Entgeltordnung ordnungsgemaf zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worll

den sind und

der Wortlaut der beiliegenden Ausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Entgeltordnung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 bell
schlossen hat, wird hiermit &ffentlich bekannt gemacht.

Wouppertal, den 16.12.2008

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister

Dokument2
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Satzung Gber die Erhebung von Gebihren fir die DurchfGhrung der Brandschau
in der Stadt Wuppertal (Brandschaugebiihrensatzung) vom 16.12.2008

Aufgrund der §8 7, 41 und 77 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (SGV. NW. 2023), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes
vom 24 Juni 2008 (GV. NW. S. 514), der §§ 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (SGV. NW. 610), zuletzt gedndert durch Art. Il des
Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NW. 2008 S. 8) und der §§ 6, 41 des Gesetzes iber den
Feuerschutz und die Hilfeleistung vom 10. Februar 1998 (GV NW S. 122), zuletzt gedndert durch Art. 13
des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW: S. 662) hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner
Sitzung vom 15.12.2008 folgende Satzung beschlossen:

§1

Zweck der Brandschau

Die Brandschau von Gebduden und Einrichtungen dient der Feststellung brandschutztechnischer
Méngel und Gefahrenquellen sowie der Anordnung von Maf3nahmen, die der Entstehung eines
Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei einem Brand oder
Ungliicksfall die Rettung von Menschen und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame
Lscharbeiten ermdglichen (§ 6 FSHG).

§2
Zeitliche Folge der Brandschau

(1) Die Brandschau ist je nach Gefahrdungsgrad in Zeitabstanden von langstens funf Jahren
durchzufihren. Die zeitliche Folge der Brandschau richtet sich bei Objekten, die Gegenstand von
Sonderbauverordnungen oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den entsprechenden
baurechtlichen Vorschriften.

(2) Die Gebaude und Einrichtungen, die gemaf3 § 6 FSHG der Brandschau unterliegen, sind im
Anhang aufgefihrt. Diese Aufstellung ist Bestandteil dieser Satzung. Im Einzelfall kdnnen
Gebdude, die nicht im Anhang aufgefihrt sind, ein vergleichbares Gefahrenpotential haben. Sie
unterliegen dann nach Einzelfallprifung der Brandschau entsprechend einem vergleichbaren

Objekt aus dem Anhang.

§3
Gebihrenpflicht

(1) Gebuhrenpflichtig sind die Leistungen

1. zur Durchfihrung der Brandschau im Sinne von § 1 einschlieBlich deren Vor- und
Nachbereitung sowie An- und Abfahrt; dies gilt auch in Féllen, in denen die fir die
Brandschau zustandige Dienststelle an Prifungen der Bauaufsichtsbehdrde beteiligt ist und
dabei zugleich eine Brandschau vornimmt,
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2. zur Nachbesichtigung (Nachschau) einschlieRlich deren Vor- und Nachbereitung sowie
An- und Abfahrt.

(2) Unberihrt bleibt das Recht anderer Behorden, insbesondere der Bauaufsichtsbehérde, zur
Erhebung von Gebihren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener Zustandigkeit an
der Durchfihrung der Brandschau teilgenommen haben oder nach Durchfihrung der Brandschau
tatig geworden sind.

§4
Gebihrenmaf3stab und Gebiuhrenhohe

(1) Die Gebihren werden nach der Daver der Amtshandlung und nach der Zahl der notwendig
eingesetzten Krafte bemessen. Zur Gebihr gehdren auch die Kosten fir in Anspruch genommene
Fremdleistungen.

(2) Die Gebihr betragt fur

1. Durchfihrung einer Brandschau oder einer Nachschau
am Objekt gemaf3 § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 nach Dauer
der Amtshandlung je angefangene Stunde 58,80 EURO

2. Vorbereitung und / oder Nachbereitung der Brandschau/Nachschau
gemdB § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 nach Dauver der Amtshandlung
ie angefangene halbe Stunde 29,40 EURO

3. An- und Abfahrt
gemdB § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Nr.2 jeweils pauschal 29,40 EURO

(3) Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der Amtshandlung entstehen, sind zu
ersetzen, auch wenn eine Befreiung von der Gebihr besteht.

§5

GebuUhrenschuldner

Gebuhrenschuldner ist der Eigentimer, Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte des der
Brandschau unterworfenen Objektes. Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften als
Gesamtschuldner.

§6
Entstehung und Falligkeit der Gebihr

Die Gebuhr wird dem Erstattungspflichtigen durch Bescheid bekannt gegeben. Mit Bekanntgabe
wird der Anspruch fallig. Die Gebihr ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe zu entrichten.
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§7

Inkraftireten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Anhang

Aufstellung der Objekte fir die Durchfihrung der Brandschau gemaf3 § 3 Abs. 1 der Satzung
Uber die Erhebung von Gebihren fir die Durchfihrung der in der Stadt Wuppertal

(Brandschaugebihrensatzung)

(Obijekte, die in dieser Aufstellung nicht ausdricklich aufgefihrt sind aber dennoch nach &rtlicher

Gefahrdungseinschatzung der Brandschau unterliegen, werden vergleichbaren

zugeordnet.)
Kennziffer
001
002
003
004
005

006

007
008

009
010

011

011.1

011.2

011.3

0114

012

012.1

2-081111_Brandschau_V10.doc

Objekte

Pflege- und Betreuungsobjekte

Krankenhduser nach Krankenhausbauverordnung (KhBauVO)
Altenwohnheim mit/ohne Pflegesatze

Gebdude fir hilfebedirftige, minderjghrige Personen (ab 9
Personen)

Gebdude fir korperlich und geistig behinderte Personen (ab
@ Personen)

Gebdude fur korperlich und geistig behinderte Personen bei nur
tagsuber Untergebrachten (ab 20 Personen)

Kindergarten, -tagesstatten, -horte

Ubernachtungsobjekte

Beherbergungsbetrieb nach Beherbergungsstattenverordnung
(BeVO) (ab 13 Betten)

Obdachlosenunterkinfte

Notunterkinfte (Aussiedler, Umsiedler, Asylbewerber)
Campingplatze (Campingplatzverordnung - CWVO -)

Versammlungsobjekte

Versammlungsstatten nach VStatvVO

Versammlungsstatten mit  Versammlungsrumen, die einzeln
mehr als 200 Besucherinnen und Besucher erfassen.
Versammlungsstatten mit mehreren Versammlungsrdumen, die
insgesamt mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen,
wenn sie gemeinsame Rettungswege haben.
Versammlungsstatten im  Freien mit Szenenflachen, deren
Besucherbereich mehr als 1.000 Besucherinnen und Besucher
fasst und ganz oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht.
Sportstadien, die mehr als 5.000 Besucherinnen und Besucher
fassen)

Versammlungsobjekte, die nicht der VStattvO
unterliegen
Gebdude mit Bihnen-/Szenenflachen/Filmvorfihrungen (ab 50

Besucherinnen und Besucher)
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012.2

013
014

015

016

017

018

019

020
020.1

020.2

021

022

023
024

025
026

2-081111_Brandschau_V10.doc

5.
Gastréume nicht ebenerdig (ab 50 Besucherinnen und Besucher)

Unterrichtsobjekten

Schulen nach Bauaufsichtlichen Schulrichtlinien (SchulbauR)
Eigenstandige Unterrichtsgebaude/-trakte in Ausbildungsstatten,
fir die die Anforderungen der SchulbauR nicht gelten
Unterrichtsraume (ab 100 Personen) in Ausbildungsstatten, for
die die Anforderungen der SchulbauR nicht gelten, in sonst
anders genutzten Gebduden

Unterrichtsraume  wie 015, jedoch nicht ebenerdig (ab
50 Personen)

Hochhausobjekte
Hochhduser nach Hochhausverordnung (HochhVO)

Verkaufsobjekte

Verkaufsstatten nach VkVO (Verkaufsstattenverordnung)
Gemeinschaftsladenzentren  mit  mehr als  2.000 gm
Verkaufsflache

Verkaufsstatten (VkVO nicht anwendbar)

Verkaufsstatten in Verbindung zu anders genutzten Gebduden
mit mehr als 1.000 gm

Wie 020.1, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 500 gm
Verkaufsflache

Verwaltungsobjekte

Mehrgeschossige Gebdude mittlerer Hohe mit mehr als 3.000
gm Nutzflache

Verwaltungsraume in mehrfach genutzten Gebduden mittlerer

Héhe mit mehr als 1.000 gm Nutzflache

Ausstellungsobjekte
Museen
Messegebaude

Garagen

Grofdgaragen nach Garagenverordnung (GarVO)

Unterirdische, geschlossene Mittelgaragen in Verbindung zu
anders genutzten Gebdude mit mehr als 500 gm
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027

028

029

030

031

032

033

034
035
036
037
038
039
040
041
042
043
044
045

046
047

2-081111_Brandschau_V10.doc

Gewerbeobjekte

Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang von/mit
Uberwiegend brennbaren Stoffen mit einer Brandabschnittsgrofie
von mehr als 800 gm

Betriecbe wie 027, jedoch nicht ebenerdig mit einer
Brandabschnittsgréfie von mehr als 400 gm

Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang von/mit
Uberwiegend  nicht  brennbaren  Stoffen  mit  einer
Brandabschnittsgrofie von mehr als 1.600 gm

Betriecbe wie 029, jedoch nicht ebenerdig mit einer
Brandabschnittsgréfie von mehr als 800 gm

Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Umgang von/mit
Uberwiegend  brennbaren  Flussigkeiten,  Gasen  und
Gefahrenstoffen, die gemal3 der Betriebssicherheitsverordnung
(ehem. VbF/DruckbehalterVO/ ChemikalienG/ (SprengstoffG)
mit besonderen BrandschutzmaBBnahmen durch das(StAfA) bzw.
(StUA) — jetzt Bezirksregierung -genehmigt wurden

Betriebe wie 027, jedoch in unmittelbarer Verbindung zu
Wohngebduden mit einer Brandabschnittsgrofle von mehr als
200 gm

Gebdude zur Lagerung brennbarer Flussigkeiten, die gemaf3
BetrSichVO/DruckbehalterVO/ChemikalienG/SprengstoffG  mit
besonderen BrandschutzmaBBnahmen durch das StAfA bzw.
StUA - jetzt Bezirksregierung - genehmigt wurden

Gebdude zur Lagerung Uberwiegend nichtbrennbarer Stoffe mit
mehr als 3.200 gm Lagerflache

Gebdude wie 034, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 1.600
gm Lagerflache

Gebdude zur Lagerung brennbarer Stoffe mit mehr als 1.600
gm Lagerflache

Gebdude wie 036, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 800
gm Lagerflache

Freilager fir Uberwiegend brennbare Stoffe mit mehr als 5.000
gm Lagerflache

Hochregallager

Sonderobjekte

Besonders brandgefahrdete Baudenkmdaler

Landwirtschaftliche Betriebsgebdaude mit mehr als 2.000 cbm in
Verbindung zu Wohngebé&uden

Kirchen und Gebetsstatten

Unterirdische Verkehrsanlagen

Objekte mit radioaktiven Stoffen ab  Gruppe 3 nach
Strahlenschutzverordnung (StrahlenschutzVO)

Hotel- und Gaststattenschiffe

Bahnhdfe mit Verkaufsstatten groBBer als 500 gm Verkaufsflache
Anlagen und Einrichtungen mit biologischen Arbeitsstoffen ab
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_7-
Gefahrengruppe 2 nach dem Entwurf der Richtlinie fir den
Feuerwehreinsatz in Anlagen mit biologischen Arbeitsstoffen
048 Flachen fir die Feuerwehr § 5 Abs. 5 BauO NRW - Zufahrten

auf Grundsticken nach értlicher Festlegung
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Ich bestatige, dass
die Satzung ordnungsgemaf3 zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worll

den sind und

der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 beschlossen
hat, wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr geltend gemacht werden,

es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wouppertal, den 16.12.2008

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister

Hinweis.rtf
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Satzung

vom 16.12.2008 tber die Erhebung von Stralienbaubeitragen
nach 8§ 8 des Kommunalabgabengesetzes fir das Land
Nordrhein-Westfalen (KAG) fur straRenbauliche Malinahmen
im Gebiet der Stadt Wuppertal

StraRenbaubeitragssatzung (BS)

Aufgrund der 88 7 und 41 der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023),
zuletzt geéandert durch das Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV. NRW. S. 514) und des § 8
Kommunalabgabengesetz fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober
1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt gedndert durch das Gesetz vom 11.
Dezember 2007 (GV. NRW. 2008 S. 8), hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung
am 15.12.2008 folgende Satzung beschlossen:

§1
StraRenbaubeitrag

(1) Die Stadt erhebt zum teilweisen Ersatz des Aufwandes fur stralenbauliche Ma3nahmen
Strallenbaubeitrdge, soweit nicht das Baugesetzbuch (BauGB) anzuwenden ist.

(2) StralRenbauliche MalRBhahmen im Sinne dieser Satzung sind die Herstellung (einschliel3-
lich der Erneuerung), Erweiterung und Verbesserung von Anlagen im Bereich der offent-
lichen Stralen, Wege und Platze.

(3) Der Beitragspflicht unterliegen die im Geltungsbereich eines Bebauungsplans
(8 30 BauGB), die innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (8 34 BauGB) oder
die im AuRenbereich (8 35 BauGB) gelegenen Grundsticke, denen durch eine stral3en-
bauliche Mal3nahme eine vorteilsrelevante Inanspruchnahmemaglichkeit vermittelt wird.

(4) Der StraBenbaubeitrag wird nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung
festgesetzt.

8§82
Offentliche StraRen, Wege und Platze

Offentliche StraRBen, Wege und Platze im Sinne von § 1 Abs. 2 sind:

1. Anliegerstral3en:
StraBen, die Uberwiegend der ErschlieBung der angrenzenden oder durch private
Zuwege mit ihnen verbundenen Grundstiicke dienen,

2. HaupterschlieBungsstral3en:
Stral3en, die der ErschlieBung von Grundstiicken und gleichzeitig dem Verkehr innerhalb
von Baugebieten sowie innerhalb oder auf3erhalb von im Zusammenhang bebauten
Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstral3en nach Nr. 3 sind,
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(1)

Hauptverkehrsstralien:
Stral3en, die dem durchgehenden innerdrtlichen Verkehr oder dem tberdrtlichen Durch-
gangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Land- und Kreisstral3en,

Hauptgeschéftsstralien:

Stral3en, in denen die Frontlange der Grundstiicke mit Ladengeschaften, Gaststatten
oder Bilro- und Geschéaftsraumen im Erdgeschoss Uberwiegt, soweit sie nicht
Hauptverkehrsstrafden nach Nr. 3 sind,

FuRgangergeschaftsstralien:

Als Mischflache angelegte Hauptgeschaftsstral3en, die in ihrer gesamten Breite dem
FuRgangerverkehr dienen, auch wenn eine zeitlich begrenzte Nutzung flir den
Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen zulassig ist,

Sonstige Fuldgangerbereiche:

Als Mischflache angelegte Stralen und Wege, die in ihrer gesamten Breite dem
FuRRgangerverkehr dienen, auch wenn eine Nutzung fur den Anliegerverkehr mit Kraft-
fahrzeugen zulassig ist,

Verkehrsberuhigte Bereiche:

Als Mischflache angelegte Straf3en, bei denen der Verkehrsraum durch die funktionelle
Aufteilung so gestaltet ist, dass er ganz oder teilweise von allen Verkehrsteilnehmern
gleichberechtigt genutzt werden kann,

Platze:
Als Mischflache angelegte Verkehrsflachen nach Nr. 5, 6 und 7, deren Gestalt aber nicht
durch eine bandférmige Langsrichtung gekennzeichnet ist, sondern die wesensmafig
durch andere Formen bestimmt werden (Dreieck, Quadrat, Rechteck, Vieleck, Kreis
usw.).

§3
Umfang und Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes

Zum beitragsfahigen Aufwand fur straRenbauliche Malinahmen gehort der Aufwand fr

die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung von

NougsrwNE

8.
9.
10.
11.
12.
13.

Fahrbahnen einschlief3lich Busbuchten und Rinnen,

Gehwegen einschlie3lich Bordsteinen,

Radwegen einschliellich Sicherheitsstreifen und Bordsteinen,

kombinierten Rad- und Gehwegen einschlie3lich Sicherheitsstreifen und Bordsteinen,
Parkstreifen einschlie3lich Bordsteinen,

Trennstreifen einschliefRlich Bordsteinen,

Wendeanlagen einschlie3lich Bordsteinen, Beleuchtungs- und Entwasserungsanlagen
sowie aller Einrichtungen, die der funktionalen Aufteilung der Flache dienen,
Beleuchtungsanlagen,

Entwasserungsanlagen fir die Stralenentwasserung,

FuRgangergeschéftsstralien,

sonstigen FulRgangerbereichen,

verkehrsberuhigten Bereichen,

Platzen,

einschliellich des StralBenzubehors, der notwendigen Freilegung der Flachen, des not-
wendigen Unterbaus, der notwendigen Erhdhungen, Vertiefungen, Bdschungen, Schutz-
oder Stutzmauern sowie der notwendigen vermessungstechnischen Arbeiten und des not-
wendigen Grunderwerbs (einschlie3lich der Erwerbsnebenkosten). Zum Grunderwerb gehort
auch der Wert der von der Stadt aus ihrem Vermoégen bereitgestellten eigenen Grundstlicke;
mafgebend hierfur ist der Wert bei Beginn der Malinahme.
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(2) Der beitragsféahige Aufwand fur die in Abs. 1 genannten stralRenbaulichen Mal3hahmen
wird nach den tatsachlich entstandenen Aufwendungen ermittelt.

§4

Anteil der Allgemeinheit und der Beitragspflichtigen

am beitragsfahigen Aufwand

(1) Der nach 8§ 3 ermittelte beitragsfahige Aufwand wird anteilmaRig gekirzt, wenn und
soweit die ausgebauten Anlagen die nach Nr. 1 bis 8 Spalten 2 und 3 anrechenbaren Breiten
oder Flachen Uberschreiten. Von dem so gekirzten beitragsfahigen Aufwand tragen die
Beitragspflichtigen die unter Nr. 1 bis 8 Spalten 4 und 5 genannten Anteile:

1 2 3 4 5
Stral3enart In Kern-, In sonstigen Anteil der Anteil der
Gewerbe-, Gebieten im Beitrags- Beitrags-
Industrie- Zusammenhang | pflichtigen pflichtigen
gebieten sowie | bebauter Orts- | bei Anlagen | bei Anlagen
in Sonderge- teile sowie in mit beid- mit ein-
bieten mit den | Gebieten des seitiger seitiger
in87 Abs. 1 | AuBenbereichs Erschlie- Erschlie-
Nr. 4 genannten nach 8 35 Rungs- Bungs-
Nutzungsarten | BauGB gelten funktion funktion
gelten folgende folgende
anrechenbare Breiten:
1. Anliegerstral3en
a) Fahrbahn 8,50 m 550m 50 v. H. 25v. H.
b) Gehweg je2,50m je2,50m 60 v. H. 30 v. H.
c) Radweg je 2,00 m je 2,00 m 50 v. H. 25v. H.
d) kombin. Rad-/Gehweg je2,50m je2,50m 50 v. H. 25v. H.
e) Parkstreifen je 3,00 m je250m 60 v. H. 30 v. H.
f)  Mittel-/Trennstreifen je2,50m je2,50m 60 v. H. 30 v. H.
g Wendeanlage 30,00 m 25,00 m 50 v. H. 25v. H.
h)  Beleuchtungs- und - - 50 v. H. 25v. H.
Entwéasserungsanlagen
2. HaupterschlieBungsstrafien
a) Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 30 v. H. 15v. H.
b) Gehweg je2,50m je2,50m 50 v. H. 25v. H.
c) Radweg je2,00m je 2,00 m 30 v. H. 15v. H.
d) kombin. Rad-/Gehweg je2,50m je250m 40 v. H. 20 v. H.
e) Parkstreifen je 3,00 m je2,50m 50 v. H. 25v. H.
f)  Mittel-/Trennstreifen je2,50m je 2,50 m 50 v. H. 25v. H.
g) Beleuchtungs- und - - 30 v. H. 15v. H.
Entwéasserungsanlagen
3. Hauptverkehrsstrallen
a) Fahrbahn 8,50 m 8,50 m 10 v. H. 5v. H.
b) Gehweg je2,50m je2,50m 50 v. H. 25v. H.
c) Radweg je2,00m je 2,00 m 20 v. H. 10 v. H.
d) kombin. Rad-/Gehweg je2,50m je250m 30 v. H. 15v. H.
e) Parkstreifen je 3,00 m je250m 50 v. H. 25v. H.
f)  Mittel-/Trennstreifen je2,50m je 2,50 m 50 v. H. 25v. H.
h) Beleuchtungs- und - - 20 v. H. 10 v. H.

Entwasserungsanlagen
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4. Hauptgeschaftsstralen
a) Fahrbahn 8,50 m 7,50 m 40 v. H. 20 v. H.
b) Gehweg je 6,00 m je 6,00 m 60 v. H. 30 v. H.
c) Radweg je 2,00 m je 2,00 m 40 v. H. 20 v. H.
d) kombin. Rad-/Gehweg je 6,00 m je 6,00 m 50 v. H. 25v. H.
e) Parkstreifen je 3,00 m je2,50m 60 v. H. 30 v. H.
f)  Mittel-/Trennstreifen je2,50m je250m 60 v. H. 30v. H.
g) Beleuchtungs- und - - 40 v. H. 20 v. H.
Entwéasserungsanlagen
5. FuRgangergeschaftsstrallen
a) Befestigung 17,00 m 17,00 m 40-60v.H.|20-30v. H.
b) Beleuchtungs- und - - 40-60v.H.|20-30v. H.
Entwasserungsanlagen
6. Sonstige FulRgangerbereiche
a) Befestigung 17,00 m 17,00 m 30—-60v.H.|{15-30v. H.
b) Beleuchtungs- und - - 30-60v.H.|{15-30v. H.
Entwésserungsanlagen
7. Verkehrsberuhigte Bereiche
a) Befestigung 20,00 m 16,00 m 30-60v.H.|15-30v. H.
b) Beleuchtungs- und - - 30-60v.H.|15-30v. H.
Entwasserungsanlagen
. Platze anrechenbare Flachen:
a) Befestigung Bis zu der Bis zu der 30—-60v.H.|{15-30v. H.
Flache, die das | Flache, die das
Produkt ergibt | Produkt ergibt
aus der aus der
Multiplikation Multiplikation
der Summe der | der Summe der
Frontlangen Frontléangen
aller durch die | aller durch die
Anlage Anlage
erschlossenen | erschlossenen
Grundstucke Grundstucke
mit einer Breite | mit einer Breite
von 8,50 m. von 8,50 m.
b) Beleuchtungs- und - - 30—-60v.H.|15-30v. H.
Entwédsserungsanlagen

Zur Einordnung der in den Spalten 2 und 3 genannten Gebiete wird 8 7 Abs. 2 entsprechend
angewandt.

(2) Die anrechenbaren Breiten nach Abs.1 Nr.1 bis 7 Spalten2 und 3 sind Durch-
schnittsbreiten. Sie werden ermittelt, indem die Flache der Teileinrichtung durch ihre Achs-
lange geteilt wird. FUr die Teileinrichtungen nach Abs. 1 Nr. 1 bis 4 Buchstaben b) bis f) wird
die anrechenbare Breite fur jede StralR3enseite getrennt ermittelt.

(3) Die anrechenbare Breite fir Fahrbahnen erhéht sich um 2 m, wenn an einer StralRen-
seite die Anlage an Stelle eines selbstdndigen Parkstreifens ausschliel3lich mit einem auf der
Fahrbahn abmarkierten unselbstandigen Parkstreifen ausgestattet ist und um 4 m, wenn die
Anlage beidseitig entsprechend mit unselbstéandigen Parkstreifen ausgestattet ist.

(4) Die anrechenbare Breite fir Fahrbahnen erhéht sich um 1,25 m, wenn an einer Stralen-
seite die Anlage an Stelle eines selbstandigen Radwegs ausschliel3lich mit einem auf der
Fahrbahn abmarkierten unselbstdndigen Angebotsstreifen ausgestattet ist und um 2,50 m,
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wenn die Anlage beidseitig entsprechend mit unselbstandigen Angebotsstreifen ausgestattet
ist.

(5) Dient eine Anlage der ErschlieBung von Gebieten, fir die unterschiedliche anrechenbare
Breiten nach Abs. 1 Spalten 2 und 3 gelten, ist die jeweils gréf3ere Breite zu Grunde zu
legen.

(6) Fur Anlagen nach Abs. 1 Nr. 5 bis 8 wird der Anteil der Beitragspflichtigen innerhalb des
festgesetzten Rahmens durch Einzelsatzung bestimmt.

§5
Verteilungsmal3stab

(1) Der nach 8 3 ermittelte und um die Anteile der Allgemeinheit nach § 4 verminderte
beitragsfahige Aufwand ergibt den umlagefahigen Aufwand. Der umlagefahige Aufwand ist
auf die erschlossenen Grundstiicke nach den Grundsticksflachen (8 6) unter Berlck-
sichtigung von Art und Mal3 der baulichen, gewerblichen oder sonstigen beitragsrechtlich
relevanten Nutzung (8 7) zu verteilen.

(2) Die stadteigenen Grundstiicke werden bei der Verteilung des umlagefahigen Aufwands
wie die anderen erschlossenen Grundstiicke berticksichtigt.

86
Grundstiucksflache

(1) Die Grundstiucksfliche im Sinne dieser Satzung ergibt sich im Bereich eines
Bebauungsplans mit den erforderlichen Festsetzungen uber die baulichen, gewerblichen
oder sonstigen beitragsrechtlich relevanten Nutzungen aus diesen Vorgaben.

(2) Bestehen die nach Abs. 1 erforderlichen planungsrechtlichen Festsetzungen nicht, wird
bei Grundstiicken, die

1. unmittelbar an die abzurechnende Anlage grenzen, die Flache bis zu einem Abstand
von 50 m zu dieser Anlage,

2. nicht an die abzurechnende Anlage grenzen oder lediglich durch einen zum Grundstiick
gehdrenden Weg mit dieser verbunden sind, die Flache bis zu einem Abstand von 50 m
zu der der Anlage am starksten zugewandten Grundstiicksseite (bei gleichermalRen
zugewandten Grundstiicksseiten die langste)

zu Grunde gelegt.

Geht die tatsachliche beitragsrechtlich relevante Nutzung darlber hinaus, ist die Grund-
stuckstiefe mafigebend, die durch die hintere Grenze dieser Nutzung bestimmt wird, es sei
denn, sie wird ausschliel3lich von einer anderen als der abzurechnenden Anlage tatséchlich
verwirklicht. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.

8§87
Art und Mal3 der Nutzung

(1) Zur Bericksichtigung der Unterschiede von Art und Mafl3 der Nutzung werden die
Grundstucksflachen mit folgenden Nutzungsfaktoren vervielfaltigt:
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Gebietsart Nutzungsfaktor

Zahl der Vollgeschosse
fur jedes weitere
1 2 3 4 Vollgeschoss

1. Wochenend- und Ferienhausgebiete 0,60 0,80 0,90 1,00 0,10

2. Kleinsiedlungsgebiete, reine, allgemeine
und besondere Wohngebiete sowie| 100 1,60 2,00 2,15 0,15
Dorfgebiete

3. Mischgebiete und Sondergebiete, soweit
deren Nutzungsarten nicht unter Nr. 1, 41 150 240 3,00 3,20 0,20
und 5 aufgefuhrt sind

4. Kern-, Gewerbe- und Industriegebiete
und Sondergebiete mit der Nutzungsart
Ladengebiete, Gebiete fur Einkaufs-
zentren und grof3flachige Handelsbe-
triebe, Gebiete fur Messen, Ausstel- 200 320 400 440 0,25
lungen, Kongresse, Hochschulen und
Kliniken

5. Grundstiicke, die weder baulich noch ge-
werblich nutzbar sind, denen aber im
Hinblick auf die durch eine stral3en-
bauliche Malnahme gebotenen wirt-
schaftlichen Vorteile eine vorteilsrele- 050
vante Inanspruchnahmemaglichkeit ver- ’
mittelt wird (z. B. Friedhéfe, Klein- und
Dauerkleingérten, Sport-, Spiel-,
Camping- und Tennisplatze, Schwimm-
bader) einschlielich der dazu gehdren-
den Gebaude von untergeordneter -
nicht pragender - Bedeutung

(2) Die Art der Nutzung wird bei der Ermittlung der anzuwendenden Nutzungsfaktoren
beriicksichtigt, indem die erschlossenen Grundstiicke im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans entsprechend seinen Festsetzungen zugeordnet werden. Bestehen hiernach fir ein
Grundstuck unterschiedliche Festsetzungen dber die in Abs. 1 Nr. 1 bis Nr.5 genannten
Gebiete, werden die Grundstiicksteile entsprechend bertcksichtigt.

Soweit es sich um einen Ubergeleiteten Bebauungsplan im Sinne des § 173 Abs. 3 BBauG
handelt, werden die darin festgesetzten Baugebiete wie folgt eingeordnet:

Kleinsiedlungsgebiete wie Kleinsiedlungsgebiete I.S.82
Wohngebiete wie allgem. Wohngebiete i.S.84
Kleingewerbegebiete wie Mischgebiete i.S.86 BauNVvO
Geschaftsgebiete wie Kerngebiete i.S.87
Grol3gewerbegebiete wie Industriegebiete i.S.89

Soweit keine Nutzungsart festgesetzt ist, werden die erschlossenen Grundstiicke ents-
prechend der Eigenart der ndheren Umgebung nach MaRgabe der in den §§ 2 ff. BauNVO
angegebenen Merkmale zugeordnet. Ist dies nicht mdglich oder liegen einzelne baulich,
gewerblich oder in sonstiger beitragsrechtlich relevanter Weise genutzte Grundstiicke im
AuRBenbereich nach 8§ 35 BauGB, werden die in Abs. 1 Nr. 3 geregelten Nutzungsfaktoren
angewendet.

(3) Das Mal der Nutzung wird bei der Ermittlung der anzuwendenden Nutzungsfaktoren
bertcksichtigt, indem die hochstzulassige Zahl der Vollgeschosse zugrunde zu legen ist, die
in einem Bebauungsplan fur das einzelne Grundstiick oder fur die sich nach Abs. 2 Satz 2
ergebenden Teile eines Grundstlicks festgesetzt ist.
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Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind Geschosse, die vollstandig tber der Gelande-
oberflache liegen. Dach- und Staffelgeschosse sind auch dann keine Vollgeschosse, wenn
sie nach den baurechtlichen Bestimmungen auf die Zahl der Vollgeschosse angerechnet
werden. Jedes Gebaude hat mindestens ein Vollgeschoss.

Sind nur Baumassenzahlen in einem Bebauungsplan festgesetzt, gilt als Zahl der Vollge-
schosse die Baumassenzahl geteilt durch 2,8; Bruchteile werden auf die néchstfolgende
volle Zahl aufgerundet.

Bestehen fur Grundstiicke keine planungsrechtlichen Festsetzungen uber die zulassige Zahl
der Vollgeschosse bzw. Uber die zuldassige Baumassenzahl, werden die anzuwendenden
Nutzungsfaktoren wie folgt ermittelt:

1. Bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan

a) eine Hauptgesims-, Trauf-, First- oder Gebaudehdhe festgesetzt ist, werden je
3,20 m Hohe als ein Vollgeschoss gezahlt; eine verbleibende Resthéhe zahlt als ein
weiteres Vollgeschoss, wenn sie grof3er ist als 1,60 m,

b) eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung,

c) eine Bebauung mit Garagen, Einrichtungen der Strom-, Gas- bzw. Wasserver-
sorgung und Fernmeldeeinrichtungen,

d) eine Nutzung fir sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung im Wesent-
lichen in einer Ebene stattfinden soll oder

e) eine ausschliel3liche Nutzung als Kirche

festgesetzt ist, wird der Nutzungsfaktor fir ein Vollgeschoss angewendet. Ent-
sprechendes gilt bei Grundstiicken mit vergleichbarer Nutzung in Gebieten ohne diese
Festsetzungen.

2. Soweit Nr. 1 nicht anzuwenden ist, wird bei

a) bebauten Grundsticken die hdchste Zahl der tatsdchlich vorhandenen Vollge-
schosse zugrunde gelegt. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit
des Gebaudes nicht feststellbar, werden je 3,20 m Ho6he als ein Vollgeschoss
gezahlt; eine verbleibende Resthdhe zahlt als ein weiteres Vollgeschoss, wenn sie
gréBer ist als 1,60 m. Bauliche Anlagen mit auf3ergewdhnlicher Hohe (z. B.
Schornsteine, Turme) als Bestandteil eines Hauptgebéudes bleiben aul3er Betracht.

b) unbebauten, aber bebaubaren Grundsticken sowie bei erheblich unterwertig
bebauten Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstucken der ndheren Umgebung
uberwiegend vorhandenen Vollgeschosse zugrunde gelegt. Uberwiegt keine
Vollgeschosszahl, wird die in der ndheren Umgebung héchste vorhandene Zahl der
Vollgeschosse zugrunde gelegt.

§8
Beitragspflichtige

(1) Beitrags- oder vorausleistungspflichtig ist die Person, in deren Eigentum sich das
erschlossene Grundstiick im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides
befindet. Mehrere Personen sind Gesamtschuldner.

(2) Ist das erschlossene Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle der in
Abs. 1 genannten Person der oder die Erbbauberechtigte.
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§9
Kostenspaltung

Der Stral3enbaubeitrag kann fir die

1. Fahrbahn, 5. Parkstreifen,

2. Gehwege, 6. Trennstreifen,

3. Radwege, 7. Beleuchtungsanlagen,

4. kombinierten Rad- und Gehwege, 8. StralRenentwasserungsanlagen

selbstandig und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden, sobald die Mal3Bhahme, deren
Aufwand durch Teilbeitrage gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist. Uber die
Anwendung der Kostenspaltung entscheidet der Oberbirgermeister/die Oberblrgermeisterin
oder der/die Beigeordnete des zustandigen Geschéaftsbereichs.

§10
Bildung von Abrechnungsabschnitten

Fur selbstandig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der umlagefahige Aufwand nach 8§
4 selbstandig ermittelt und erhoben werden. Uber die Bildung von Abrechnungsabschnitten
entscheidet der OberblUrgermeister/die Oberbirgermeisterin oder der/die Beigeordnete des
zustandigen Geschéftsbereichs.

§11
Vorausleistung und Ablésung

(1) Sobald mit der Durchfiihrung von stral3enbaulichen Malinahmen begonnen worden ist,
kann die Stadt Vorausleistungen bis zur H6he des voraussichtlichen Stralenbaubeitrages
erheben.

(2) Die Stadt kann vor Entstehung der Beitragspflicht Vereinbarungen Uber die Ablosung
des StralRenbaubeitrages treffen. Der Ablésungsbetrag richtet sich nach der voraus-
sichtlichen Hohe des nach MaRgabe dieser Satzung zu ermittelnden StralBenbaubeitrages.

8§12
Falligkeit

(1) StraRenbaubeitrdge und Vorausleistungen werden einen Monat nach Bekanntgabe des
Heranziehungsbescheides fallig.

(2) Die Stadt kann im Einzelfall mit der nach § 8 beitragspflichtigen Person vereinbaren,
dass der StralBenbaubeitrag oder die Vorausleistung gestundet oder in Raten gezahlt wird.
Hierbei soll ein Zeitraum von zwei Jahren nicht Uberschritten werden. Zinsen sind nach den
gesetzlichen Vorschriften zu entrichten.

813
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt riickwirkend zum 2. Marz 2004 in Kraft.
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Ich bestatige, dass
die Satzung ordnungsgemaf3 zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worll

den sind und

der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 beschlossen
hat, wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr geltend gemacht werden,

es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf 6ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wouppertal, den 16.12.2008

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister

Hinweis.rtf
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Verordnung tUber das Offenhalten
von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen
vom 16.12.2008

Auf Grund des 8 6 Abs. 1i. V. m. Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenoffnungszeiten (Ladenoffnungsgesetz — LOG NRW) vom 16.11.2006 (GV. NRW. S.
516) hat die Stadt Wuppertal geméaf: dem Beschluss des Rates vom 15.12.2008 als drtliche
Ordnungsbehdérde flr das Stadtgebiet Wuppertal die nachfolgende Verordnung erlassen:

§1

Verkaufsstellen fir den Verkauf von Waren aller Art durfen an folgenden Sonntagen
in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr fir den geschéftlichen Verkehr mit Kunden
geotffnet sein:

29.03.2009 in Vohwinkel

26.04.2009 in Cronenberg

24.05.2009 im Stadtbezirk Barmen

07.06.2009 in Ronsdorf

14.06.2009 im Stadtbezirk Oberbarmen

13.09.2009 in Vohwinkel

04.10.2009 in Elberfeld und im Stadtbezirk Oberbarmen
08.11.2009 im gesamten Stadtgebiet

06.12.2009 im gesamten Stadtgebiet

§2

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig im Rahmen des § 1
Verkaufsstellen aufRerhalb der dort zugelassenen Geschéftszeit offen hélt.

2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach 8§ 13 des Gesetzes zur Regelung der
Ladendffnungszeiten mit einer Geldbuf3e bis zu EUR 500,-- geahndet werden.

§3

Diese Verordnung tritt einen Tag nach ihrer 6ffentlichen Verkindung in Kratft.

Ich bestatige, dass
die Verordnung ordnungsgemaf’ zustande gekommen ist,

alle vor der offentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten
worden sind und

der Wortlaut der beiliegenden Ausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.
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Die vorstehende Verordnung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008
beschlossen hat, wird hiermit verkiindet.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Ordnungsbehérdliche Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr

geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Ordnungsbehérdliche Verordnung ist nicht ordnungsgemaf3 verkiindet worden,
c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
Wouppertal, den 16.12.2008 Stadt Wuppertal
als drtliche Ordnungsbehérde

gez.

Jung
Oberbirgermeister
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Satzung der Stadt Wuppertal Gber eine Veranderungssperre fir das Grundstick Markische Str. 360
54 in Wuppertal-Barmen
vom: 16.12.2008

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt gedndert mit
Gesetz vom 9. Oktober 2007 (GV NRW S. 380) in Verbindung mit den §§ 14 Abs. 1, 16 Abs. 1
und 17 Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
September 2004 (BGBI. |, S. 2414), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 21.12.2006 (BGBI. | S.
3316), hat der Rat der Stadt Wuppertal am 15.12.2008 folgende Satzung erlassen:

§ 1

Die durch die Satzung der Stadt Wuppertal vom 20.12.2006 zur Sicherung der Bauleitplanung
(Bebauungsplanes Nr. 1087 — WaldschloBbrauerei -) erlassene Veranderungssperre fir das
Grundstick Markische Str. 36-54 (Gemarkung Barmen, Flur 28, Flursticke 32, 59, 81 und 91) wird

um ein weiteres Jahr verlangert.

82

Diese Satzung tritt am 28.12.2008 in Kraft. Sie tritt mit der Bekanntmachung des Bebauungs-planes,
spatestens jedoch mit Ablauf des 28.12.2009 auBBer Kraft.

Ich bestatige, dass
die Satzung ordnungsgemaf3 zustande gekommen ist,

alle vor der &ffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worden sind

und

der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 15.12.2008 beschlossen hat,
wird hiermit ffentlich bekannt gemacht.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkindung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgefihrt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemaf &ffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher geriigt und dabei
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wouppertal, den 16.12.2008

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister
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Ordnungsbehdrdliche Verordnung
zum Schutz von Naturdenkmalen fur das Gebiet der
Stadt Wuppertal vom 16.12.2008

Aufgrund des § 42 a Abs. 2 in Verbindung mit 88 22, 34 Abs. 3 und 8§ 70 Abs. 1 Ziffer 2 des Geset-
zes zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Entwicklung der Landschaft - Landschaftsgesetz
(LG) NRW - in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S.568), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 19.06.2007 (GV NRW S. 226) und berichtigt am 15.08.2007(GV NRW S.
316), sowie aufgrund des § 27 des Gesetzes Uber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehérden
- Ordnungsbehoérdengesetz (OBG) NRW - in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.1980
(GV. NRW. S. 528, SGV NRW 791) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 05.04.2005 (GV NRW S.
274), hat die Stadt Wuppertal durch Ratsbeschluss vom 15.12.2008 verordnet:

§1
Geltungsbereich

Diese ordnungsbehdrdliche Verordnung gilt fir die innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile und des Geltungsbereiches der Bebauungsplane (Innenbereich) befindlichen
Naturdenkmale. Die Naturdenkmale sind in einer Liste (Anlage 1) mit Art und Angabe des
Standortes (Gemarkung, Flur, Flurstiick) aufgefihrt.

Die Standorte der Naturdenkmale sind aufR3erdem in einer Karte im Mafl3stab 1:25.000 (Anla-
ge 2) dargestellt. Die Karte liegt bei dem Oberbirgermeister der Stadt Wuppertal, Ressort
Umweltschutz, Rathaus Wuppertal-Barmen, GrolRe Flurstrale 10, Zimmer 425 und 427, zur
offentlichen Einsicht wahrend der Dienststunden aus.

Die Anlagen 1 und 2 sind Bestandteile dieser Verordnung.

§2
Zweckbestimmung

(1) Durch diese Verordnung werden die in den Anlagen 1 und 2 aufgefiihrten Einzelschép-
fungen der Natur - dazu gehoren insbesondere Einzelbaume, Baumgruppen, Baumreihen,
Alleen und erdgeschichtlich bedeutsame Objekte - als Naturdenkmale vor nachteiligen Ver-
anderungen geschiitzt.

(2) Bei den aufgefiihrten Einzelbdumen, Baumgruppen, Baumreihen und Alleen ist die zu
schitzende Flache der Bereich unter der Baumkrone (Kronenbereich), soweit sie nicht zur
Strassendecke gehort oder Uberbaut ist. Zu dem als Naturdenkmal geschiitzten Baum ge-
hort auch ein umlaufender zwei Meter breiter Schutzstreifen, der sich an den Kronentraufbe-
reich anschlieft.

§3
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Schutzgrinde
Die Festsetzung als Naturdenkmal erfolgt,:

a) fur die in Anlage 1 unter den Nr. 0.01, 0.02, 0.04, 0.12, 1.09, 1.10, 2.01, 2.04, 2.06,
3.01, 3.02, 4.01, 5.01, 5.04, 5.07, 5.09, 6.04, 6.05, 6.06, 6.08, 6.09, 6.10, 6.11, 6.12, ,
7.01, 7.02, 8.02, 9.02

aufgefiihrten Naturdenkmalen aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, landes-
kundlichen oder erdgeschichtlichen Griinden

und

b) fur die in Anlage 1 unter den Nr. 0.02, 0.03, 0.04, 0.05, 0.06, 0.07, 0.08, 0.09, 0.10,
0.11, 0.12, 1.01, 1.02, 1.03, 1.04, 1.05, 1.06, 1.07, 1.08, 1.09, 1.10, 1.11, 1.12, 1.13,
1.14, 1.15, 1.16, 2.01, 2.02, 2.03, 2.04, 2.05, 2.06, 3.02, 3.03, 3.04, 3.05, 4.01, 4.02,
4.03, 4.04, 4.05, 4.06, 4.07, 5.01, 5.02, 5.03, 5.04, 5.05, 5.06, 5.07, 5.08, 5.10, 6.01,
6.02, 6.03, 6.04, 6.07, 6.08, 6.13, 7.01, 7.02, 7.03, 8.01, 8.03, 8.04, 8.05, 8.06, 9.01,
9.02, 9.03, 9.04, 9.05, 9.06, 9.07, 9.08, 9.09

aufgefuhrten Naturdenkmale wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schénheit,

84
Verbote

Die Beseitigung eines in den Anlage 1 und 2 dieser Verordnung genannten Naturdenkmals sowie
alle Handlungen, die zu einer Zerstérung, Beschadigung, Beeintrachtigung, Veranderung oder
nachhaltigen Stérung eines Naturdenkmals sowie seiner geschitzten Umgebung fihren kdnnen,
sind verboten.

Es ist insbesondere verboten die Naturdenkmale entgegen der Zweckbestimmung des § 2 durch
folgende MalRnahmen nachteilig zu veréandern:

a) bauliche Anlagen im Sinne des § 1 in Verbindung mit § 2 der Bauordnung fur das Land Nord-
rhein - Westfalen zu errichten oder zu verandern, auch wenn sie keiner bauaufsichtlichen Ge-
nehmigung oder Anzeige bedirfen - die Nutzungsanderung steht der Anderung gleich - sowie
StralRen, Wegen und Platze anzulegen,

b) Buden, Verkaufsstande, Verkaufswagen, Wohnwagen, Zelte, Banke und Warenautomaten auf-
zustellen,

c) Werbeanlagen, Bilder, Schilder oder Beschriftungen - soweit sie nicht ausschlief3lich auf die
Schutzausweisung hinweisen - zu errichten und anzubringen,

d) Leitungen aller Art einschlie3lich Fernmeldeeinrichtungen, Zaune oder andere Einfriedungen
anzulegen,

e) Aufschittungen, Abgrabungen, Ausschachtungen, Sprengungen oder eine anderweitige Verén-
derungen der Bodengestalt vorzunehmen,

f) Lagerplatze anzulegen oder landschaftsfremde Stoffe zu lagern.
(2) Bei botanischen Naturdenkmalen (Baumen) ist unbeschadet des Absatzes 1 verboten:
a) das Beseitigen von Baumen,

b) das Aufasten oder Abbrechen von Zweigen,

Stadtbote Nr. 11
Seite 59



c) das Verletzen des Wurzelwerkes oder der Rinde,

d) das Befestigen des Kronentraufbereiches mit einer wasserundurchlassigen Decke (z.B.
Asphalt, Beton) sowie das Verdichten des Bodens durch Befahren oder Abstellen von
Fahrzeugen,

e) das Entfernen der Krautschicht,

f) das Lagern oder Ausschitten von Salzen, Olen, Sauren, Laugen oder Mineraldlerzeugnis-
sen,

g) die Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln, Schadlingsbekdmpfungsmitteln sowie
sonstigen chemischen Substanzen,

h) das Abbrennen von Feuern unter der Baumkrone,
i) die Anwendung von Auftausalzen im Einwirkungsbereich.

Bei geologischen Naturdenkmalen (Aufschlisse, Hohlen) ist unbeschadet des Absatzes 1
verboten:

a) das Betreten und Klettern,
b) das Abschlagen von Gesteinsmaterial (insbesondere Fossilien).

(3) Abs. 1 Buchstabe e) und Abs. 2 Buchstaben d) und i) gelten nicht fir Bdume auf Stra-
Ben, Wegen und Platzen, wenn auf andere Weise und nach ausdriicklicher Zustimmung der
unteren Landschaftsbehorde, nach dem Stand der Technik Vorsorge gegen ein Absterben
der Baume getroffen wird.

(4) Unberihrt bleiben die von der unteren Landschaftsbehdrde angeordneten oder geneh-
migten PflegemalRnahmen oder MalRhahmen zur Verkehrssicherung, sowie der Zugang zu
Gesteinsaufschlissen im Rahmen der geologischen Landesaufnahme und der Forschungs-
tatigkeit geowissenschaftlicher Institute und durch die untere Landschaftsbehdrde Beauftrag-
te, sowie die zum Zeitpunkt der Unterschutzstellung rechtméRige Nutzung in der bisherigen
Art und bisherigem Umfang.

(5) Absatz 2 Buchstabe b) gilt nicht fir MalRnahmen zur Verkehrssicherungspflicht gem. § 34
Abs. 4c Landschaftsgesetz (LG) NRW. Sie sind vor ihrer Durchfihrung der unteren Land-
schaftsbehérde anzuzeigen. MaRnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden gegen-
wartigen Gefahr sind der unteren Landschaftsbehdrde nachtréglich unverziglich anzuzei-
gen,

(6) Der Grundstuckseigentimer oder Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, Schaden und
Mangel an Naturdenkmalen unverziiglich der unteren Landschaftsbehdrde zu melden.

§5
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann unter den Voraussetzungen des § 69 Land-
schaftsgesetz NRW auf Antrag Befreiung erteilt werden.

§6
Ordnungswidrigkeiten
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(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Befreiung (8 5), entgegen 8§ 4 Abs. 1 vorsatzlich oder
fahrlassig

a) bauliche Anlagen im Sinne des 8§ 1 in Verbindung mit 8 2 der Bauordnung fiir das Land Nord-
rhein - Westfalen errichtet oder verandert,

b) Buden, Verkaufsstande, Verkaufswagen, Wohnwagen, Zelte, Banke und Warenautomaten auf
stellt,

c) Werbeanlagen, Bilder, Schilder oder Beschriftungen errichtet oder anbringt,

d) Leitungen aller Art einschlief3lich Fernmeldeeinrichtungen, Zaune oder andere Einfriedigungen
anlegt,

e) die Bodengestalt aufschittet, abgrabt, ausschachtet, sprengt oder anderweitig verandert,
f) Lagerplatze anlegt oder landschaftsfremde Stoffe lagert.
(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer ohne Befreiung (8§ 5), entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 vorsatz-
lich oder fahrlassig
a) Baume beseitigt,
b) Zweige aufastet oder abbricht,
c) Wurzelwerk oder die Rinde verletzt,

d) den Kronentraufbereich mit einer wasserundurchléassigen Decke (z.B. Asphalt, Beton) be-
festigt oder den Boden durch Befahren oder Abstellen von Fahrzeugen verdichtet,

e) Krautschicht entfernt,
f) Salze, Ole, Sauren, Laugen oder Mineral6lerzeugnisse ausschiittet oder lagert,

g) Pflanzenbehandlungsmittel, Schadlingsbekdmpfungsmittel sowie sonstige chemische Sub-
stanzen anwendet,

h) Feuer unter der Baumkrone abbrennt,

i) Auftausalze im Einwirkungsbereich anwendet ohne Vorliegen der Voraussetzungen
des § 4 Abs. 3 anwendet und wer ohne Befreiung (8§ 5) entgegen § 4 Abs. 2 Satz 2
vorsatzlich oder fahrlassig

a) geologische Naturdenkmale betritt oder auf ihnen oder in ihnen klettert,

b) Gesteinsmaterial abschlagt.

(2) Ordnungswidrigkeiten kdnnen mit einer Geldbul3e bis zu 50.000,00 € geahndet werden.

§7

Inkrafttreten
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Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig treten die ordnungsbehdrdlichen Verordnungen zur einstweiligen Sicherstellung
von Naturdenkmalen vom 30.06.2006, vom 30.11.2006 und vom 22.02.2007 auf3er Kraft.
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Ich bestatige, dass
die Verordnung ordnungsgemaf zustande gekommen ist,
alle vor der Verkindung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worden sind und

der Wortlaut der beiliegenden Ausfertigung mit dem Ratsbeschluss Gbereinstimmt.

Die vorstehende Verordnung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 14.02.2000 bel
schlossen hat, wird hiermit verkindet. Die Karte liegt bei dem Oberbirgermeister der Stadt
Wouppertal, Ressort Umweltschutz, Rathaus Wuppertal-Barmen, Grof3e FlurstraBe 10, Zimmer
425 und 427, zur Sffentlichen Einsicht wahrend der Dienststunden aus.

Hinweis:

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriffen der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende
Ordnungsbehérdliche Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkiindung nicht mehr

geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgefihrt,

b) die Ordnungsbehérdliche Verordnung ist nicht ordnungsgemaf verkiindet worden,
c) der Oberbirgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegeniber der Stadt Wuppertal vorher gerigt und
dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
Wouppertal, den 16.12.2008 Stadt Wuppertal
als értliche Ordnungsbehérde

gez.

Peter Jung
Oberbirgermeister
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Bekanntmachung von Bauleitplanen

Inkrafttreten von Bebauungsplanen

Der Rat der Stadt Wuppertal hat in seiner Sitzung am 15.12.2008 den nachstehend genannten
Bebauungsplan als Satzung gem. § 10 BauGB beschlossen.

Bebauungsplan Nr. 1133 — Linde / Im Stockberq -

Geltungsbereich: Der Geltungsbereich erfasst eine Flache, welche im Osten durch die StralRe
Jagerhaus begrenzt wird, im Stden durch die StraBe Im Stockberg, im Westen durch eine Linie,
die etwa zwischen 190 und 230 m von der Stral3e Linde entfernt liegt sowie im Norden durch eine
Linie, die in etwa 200 bis 300 m von der Stral3e Im Stockberg entfernt liegt.

Planungsziel: Ziel des Bebauungsplanverfahrens ist die Ausweisung eines Gewerbegebietes in
Wuppertal-Ronsdorf.

Mit dieser Bekanntmachunag tritt der genannte Bebauungsplan in Kraft.

Der genannte Bebauungsplan wird mit Begriindung im Geodatenzentrum, Rathaus Wuppertal-
Barmen, Johannes-Rau-Platz 1, Rathaus-Neubau (Eingang GrolRe Flurstr. 10), 1. Etage, Zi. C156,
wahrend der Dienststunden, und zwar montags bis freitags von 8:00 bis 12:00 Uhr und donnerstags
von 14:00 bis 16:00 Uhr (Feiertage ausgenommen) zu jedermanns Einsichtnahme bereitgehalten.
Uber den Inhalt des Bebauungsplanes und der Begriindung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Hinweise

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 27.12.2006 (BGBI. | S. 3316) Uber die fristgemé&Re
Geltendmachung etwaiger Entschadigungsanspriche fir Eingriffe in eine bisher zuldssige Nutzung
durch die o. g. Bauleitplane und Uber das Erléschen von Entschadigungsansprichen wird
hingewiesen.

2. Eine Verletzung der in § 215 Abs. 1 Nr. 1 - 3 BauGB bezeichneten Vorschriften wird
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung der o. g.
Bauleitplane schriftlich gegeniiber der Stadt Wuppertal unter Darlegung des die Verletzung
begrindenden Sachverhaltes geltend gemacht worden ist.
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3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fur das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW
S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geandert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498),
beim Zustandekommen der o.g. Bauleitplane kann nach Ablauf eines Jahres seit dieser
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) der Bauleitplan ist nicht ordnungsgemalf 6ffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Oberburgermeister hat den betreffenden Ratsbeschlufd vorher beanstandet

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenltiber der Stadt Wuppertal vorher gertigt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Wuppertal, den 17.12.2008
Der Oberblrgermeister

gez.

Jung
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Herausgeber: Der Oberbirgermeister der Stadt Wuppertal, Johannes-Rau-Platz 1, 42275 Wuppertal

Der Stadtbote — Amtsblatt der Stadt Wuppertal — erscheint bei Bedarf - in der Regel alle 2 Wochen

Redaktion, Vertrieb und Abonnementsbestellung: Ressort Allgemeine Dienste, Rathaus, JohannesRau-Platz 1,
42275 Wuppertal, Tel.: 0202/563-6450, Mail: bekanntmachungen@stadt.wuppertal.de

Einzelexemplare sind zum Preis von 2,00 EURO (einschlieBlich MwSt.) im Informationszentrum Dé&ppersberg,
42103 Wuppertal, und im Rathaus Barmen, Johannes-Rau-Platz 1, 42269 Wuppertal, erhaltlich.

Jahresbezugspreis: 100,00 EURO (einschlieBlich MwSt. und Postzustellungsgebiihr)

Internet und Newsletter-Bestellung: http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen

Stadtbote Nr. 11
Seite 76


http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen
mailto:bekanntmachungen@stadt.wuppertal.de

	VO_1023_08.pdf
	Geltungsbereich
	Schutzgründe
	Verbote

	VO_1023_08a.pdf
	Tabelle1





